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6 Umweltgerechte Waldnutzung

343. Knapp ein Drittel der deutschen Landesfläche
(etwa 111.000 km2) ist von Wald bedeckt. Damit ist
Deutschland eines der waldreichsten Länder der EU und
die Forstwirtschaft ist nach der Landwirtschaft die flä-
chenmäßig bedeutendste Form der Landnutzung.

6.1 Was bedeutet nachhaltige Waldpolitik?

344. Zwar stammt der Begriff „Nachhaltigkeit“ ur-
sprünglich aus der Forstwirtschaft, doch lässt sich heute
nicht mehr einfach definieren, was unter einer „nachhalti-
gen Waldpolitik“ zu verstehen ist. Dies liegt vor allem da-
ran, dass sehr unterschiedliche Erwartungen bestehen,
welche Funktionen der Wald erfüllen soll (HÖLTER-
MANN und OESTEN 2001; Abb. 6-1). Der Wald soll un-
ter anderem:

– der Erhaltung der biologischen Vielfalt dienen,

– als Kohlenstoffsenke und -speicher den Anpassungs-
bedarf an den Klimawandel reduzieren und dessen Mi-
tigation (Abmilderung) unterstützen,

– für die Holzindustrie und die Strom- und Wärmeer-
zeugung im Bereich erneuerbare Energien Rohstoffe
liefern und Arbeitsplätze sichern,

– Lebensraum für das jagdbare Wild bieten sowie

– als Kulturgut („der deutsche Wald“) Identifikation
stiften und dem Tourismus dienen.

Diese Funktionsvielfalt ist aber durch die wachsende kom-
merzielle Holznutzung gefährdet, die in Deutschland zu-
nehmend an die Grenzen der Nachhaltigkeit stößt (PANEK
2009). Denn mittlerweile wird fast so viel Holz geerntet,
wie im gleichen Zeitraum nachwächst (vgl. Tz. 385). Die
Inventurstudie 2008 des Johann Heinrich von Thünen-In-
stituts (vTI) und des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) zeigte,
dass der Holzvorrat (in Festmeter (Fm) Derbholz pro
Fläche) in den untersuchten sieben Jahren zwar um 2 %
(8 m³/ha) angestiegen ist, aber im Mittel auch 93 % des Zu-
wachses abgeschöpft wurden (OEHMICHEN et al. 2011).
Dabei soll nach Auffassung der verschiedenen Akteure in
Naturschutz, Klimaschutz und -anpassung sowie der Wirt-
schaft der Wald für unterschiedliche, konkurrierende Ziele
genutzt werden (Abb. 6-1). Umweltpolitisch sind die Er-
haltung der öffentlichen Güter Biodiversität sowie Klima-
schutz und -anpassung prioritär (vgl. Abschn. 6.2.1 bis
6.2.3). Auch wirtschaftliche Ziele der Waldpolitik müssen
daher zukünftig mit der Einhaltung ökologischer Mindest-
standards verbunden sein. Der faire Interessenausgleich ist
somit eine zentrale Herausforderung der Waldpolitik.

345. Eine nachhaltige Nutzung erfordert nicht nur quan-
titative Begrenzungen der Holznutzung und -produktion,

sondern kann nur auf der Basis von Qualitätskriterien für
die Wälder erfolgen (von EGAN-KRIEGER und OTT
2007). 

Die Ministerkonferenz zum Schutz der Wälder in Europa
(FOREST EUROPE) hat eine nachhaltige Waldbewirt-
schaftung definiert als die „Betreuung und Nutzung von
Wäldern und Waldflächen auf eine Weise und in einem
Ausmaß, welche deren biologische Vielfalt, Produktivi-
tät, Verjüngungsfähigkeit und Vitalität erhält sowie deren
Potenzial, jetzt und in der Zukunft die entsprechenden
ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Funktionen
auf lokaler, nationaler und globaler Ebene zu erfüllen,
ohne anderen Ökosystemen Schaden zuzufügen“ (FO-
REST EUROPE 1993, Punkt D). FOREST EUROPE
(1998, eig. Übersetzung, vgl. Forstwirtschaftsrat) hat
sechs wegweisende Kriterien für eine nachhaltige Wald-
bewirtschaftung benannt:

– Erhaltung und angemessene Verbesserung der forstli-
chen Ressourcen und ihres Beitrages zu globalen Koh-
lenstoffkreisläufen,

– Erhaltung der Gesundheit und Vitalität von Waldöko-
systemen,

– Erhaltung und Förderung der Produktionsfunktion der
Wälder (Holz und Nichtholz),

– Erhaltung, Schutz und angemessene Verbesserung der
biologischen Vielfalt in Waldökosystemen,

– Erhaltung, Schutz und angemessene Verbesserung der
Schutzfunktionen bei der Waldbewirtschaftung (vor
allem Boden und Wasser),

– Erhaltung sonstiger sozio-ökonomischer Funktionen
und Bedingungen.

6.2 Unterschiedliche Funktionen des Waldes

346. Der Waldbesitz in Deutschland ist breit gestreut.
Über die Hälfte der Wälder in Deutschland sind in öffent-
licher Hand. Der Staat besitzt circa 33 % der Waldfläche,
wobei nur ein geringer Anteil dem Bund gehört, die Kom-
munen und Körperschaften des öffentlichen Rechts besit-
zen circa 20 % (Abb. 6-2). Der Privatwald macht fast die
Hälfte (ca. 48.000 km2) der Waldfläche aus, mit – ge-
schichtlich bedingten – erheblichen regionalen Unter-
schieden. Privatwald kommt schwerpunktmäßig in Bayern
sowie in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein vor. Je nach der Besitzform ist der deutsche
Wald in unterschiedlich gutem Zustand. Bei der zweiten
Bundeswaldinventur (2001 bis 2002), die stichprobenhaft
in ganz Deutschland die großräumigen Waldverhältnisse
und forstlichen Produktionsmöglichkeiten erfasst hat,
schnitten Privatwälder aus Umweltsicht insgesamt

Unterschiedliche Funktionen des Waldes
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A b b i l d u n g  6-1

Ansprüche an das Ökosystem Wald

SRU/UG 2012/Abb. 6-1

A b b i l d u n g  6-2

Anteil der Waldfläche in Deutschland nach Eigentumsart in %

Quelle: BMELV 2004
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schlechter ab als Staats- und Körperschaftswälder, da sie
weniger naturnah waren (BMELV 2004).

6.2.1 Biodiversität und ökosystemare 
Leistungen von Wäldern

Biodiversität

347. Neben ihrer Funktion als Rohstofflieferant – nicht
nur für den Bausektor, sondern zunehmend auch zur Ener-
giegewinnung – erbringen Wälder vielfältige weitere öko-
systemare Leistungen (vgl. Tz. 354 f.). So beherbergen sie
als relativ naturnahe Biotope eine sehr hohe Biodiversität
und sind damit von besonderer naturschutzfachlicher Re-
levanz. Dabei gelten nach IUCN-Kriterien (IUCN – Inter-
national Union for Conservation of Nature) in den Wäl-
dern Deutschlands 7 Baumarten, 14 Vogelarten, 205
Pflanzenarten und 1.284 Pilzarten als bedroht (Stand:
2010; FOREST EUROPE et al. 2011). Gefährdungsfakto-
ren sind vor allem die forstliche (Intensiv-)Nutzung und
Schadstoffeinträge aus der Luft und aus angrenzenden
Nutzflächen (RIECKEN et al. 2010). Aktuell stehen 65 %
der deutschen Waldfläche unter einem formalen Schutz.
Das schließt alle Schutzgebietskategorien inklusive Land-
schaftsschutzgebiete und Naturparks ein, wobei fast alle
Wälder – mehr oder weniger intensiv – forstwirtschaftlich
genutzt werden. Mit 51 % bzw. 8.000 km2 bilden Wälder
einschließlich all ihrer Entwicklungs- und Nutzungsfor-
men den Hauptanteil an der Fläche der geschützten Le-
bensraumtypen in allen FFH-Gebieten (FFH – Fauna-
Flora-Habitat) (BfN und BMU 2010, S. 38), die insgesamt
15 % der deutschen Landfläche ausmachen. Der Großteil
der FFH-Lebensraumtypen „Wälder und Gebüsche“ be-
findet sich jedoch in einem ungünstigen (schlechten oder
unzureichenden) Erhaltungszustand (ELLWANGER et al.
2011). Lediglich in der alpinen Region wird der Erhal-
tungszustand aller Lebensraumtypen als günstig einge-
stuft. Die meisten Natura 2000-Gebiete sowie auch Natio-
nalparke, Naturschutzgebiete und Wasserschutzgebiete
liegen im Staatswald (VOLZ 2011).

348. Der in der nationalen Strategie für nachhaltige Ent-
wicklung „Perspektiven für Deutschland“ (Bundesregie-
rung 2004) festgelegte Indikator „Artenvielfalt und Land-
schaftsqualität“ basiert auf der Entwicklung der Bestände
von 59 Vogelarten und umfasst verschiedene Teilindika-
toren für unterschiedliche Lebensräume. Er liegt als Ge-
samtindikator mit 67 % Zielerreichung im Jahr 2009
deutlich unter dem für 2015 formulierten Wert von 100 %
und auch hinter dem Wert von 77 % im Jahr 1990. Auch
der Teilindikator für die Wälder zeigt im Jahr 2009 mit
70 % Zielerreichung und einer Abnahme um 11 % im
Vergleich zum Vorjahr eine negative Entwicklung (Statis-
tisches Bundesamt 2011b). Für das Vorkommen von
Brutvogelarten in Wäldern sind das Alter des Baumbe-
standes und das damit verbundene Höhlenangebot wich-
tige Faktoren (MÜLLER et al. 2007; SUDFELDT et al.
2009), mit kritischen Schwellenwerten bei 138 bis
145 Jahren sowie acht Kleinhöhlen pro Hektar. Zwischen
Totholzmenge und dem Auftreten von holzbewohnenden
Käfern, Landmollusken, Holzpilzen und Brutvögeln be-
steht ein enger, positiver statistischer Zusammenhang.

Ein geringer Totholzanteil ist ein wesentlicher Gefähr-
dungsfaktor für viele im Wald vorkommende Arten
(MÜLLER et al. 2007).

349. Deutschland trägt in Europa eine besondere Ver-
antwortung für die Erhaltung der Laubwälder und insbe-
sondere der Buchenwälder, denn es hat mit 26 % einen
wesentlichen Anteil am Gesamtareal der Rotbuchenwäl-
der und liegt in dessen Zentrum (BOHN und GOLLUP
2007). Dieser besondere Status wurde kürzlich durch die
Aufnahme von fünf deutschen Buchenwaldgebieten in
die Liste des UNESCO-Weltnaturerbes unterstrichen
(Pressemitteilung BMU Nr. 134/10 vom 8. September
2010). Buchenwälder sind nur noch auf 4,4 % der Lan-
desfläche bzw. 14,1 % der heutigen Waldfläche zu finden.
Die Gesamtfläche ungenutzter Buchenwälder in Schutz-
gebieten beträgt nur 0,1 % der Fläche Deutschlands bzw.
0,5 % der heutigen Waldfläche Deutschlands (BfN 2008). 

350. Die nationale Strategie zur biologischen Vielfalt
(BMU 2007), die das Übereinkommen über die biologi-
sche Vielfalt und die europäische Biodiversitätsstrategie
umsetzt, enthält für den Lebensraum Wald eine Vielzahl
von Zielen (vgl. Kasten). Sie wurden im Jahr 2007 mit al-
len Ministerien abgestimmt und vom Bundeskabinett be-
schlossen.

Ziele der nationalen Strategie zur biologischen 
Vielfalt für den Lebensraum Wald
(BMU 2007)

Qualitätsziele:

– Bis zum Jahr 2020 haben sich die Bedingungen für
die in Wäldern typischen Lebensgemeinschaften
(Vielfalt in Struktur und Dynamik) weiter verbessert.

– Bäume und Sträucher der natürlichen Waldgesell-
schaft verjüngen sich ganz überwiegend natürlich.

– Mit naturnahen Bewirtschaftungsformen werden die
natürlichen Prozesse zur Stärkung der ökologischen
Funktionen genutzt.

– Alt- und Totholz sind in ausreichender Menge und
Qualität vorhanden.

– 2020 beträgt der Flächenanteil der Wälder mit natür-
licher Waldentwicklung 5 % der Waldfläche und
– wegen der Vorbildfunktion des Staates – auf der
Waldfläche der öffentlichen Hand 10 %.

– Bei der Neubegründung von Wäldern werden ver-
mehrt standortheimische Baumarten verwendet.

– Der Anteil nicht standortheimischer Baumarten re-
duziert sich kontinuierlich.

– Historische Waldnutzungsformen wie Mittel-, Nie-
der- und Hutewald mit ihrem hohen Naturschutz-
oder Erholungspotenzial werden weitergeführt und
nach Möglichkeit ausgebaut.

Handlungsziele:

– Erhaltung großräumiger, unzerschnittener Waldge-
biete,

Unterschiedliche Funktionen des Waldes
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Bisherige Umsetzung der Biodiversitätsstrategie

351. Die Umsetzung der in der nationalen Strategie zur
biologischen Vielfalt formulierten Ziele für den Lebens-
raum Wald (s. Kasten) erfolgt bislang nur sehr langsam.
Einige der für 2010 festgeschriebenen Ergebnisse, wie
die

– klarere Fassung der Grundsätze einer nachhaltigen
Waldbewirtschaftung im Gesetz, 

– qualifizierte Zertifizierung von 80 % der Waldfläche
und 

– Entwicklung einer Strategie von Bund und Ländern
zur vorbildlichen Berücksichtigung der Biodiversitäts-
belange für alle Wälder im Besitz der öffentlichen
Hand, 

sind nicht erreicht worden.

352. Die nationale Biodiversitätsstrategie fordert, dass
der Staat für Einrichtungen der öffentlichen Hand seine
Vorbildfunktion in Bezug auf die Erhaltung und nachhal-
tige Nutzung der biologischen Vielfalt wahrnimmt (BMU
2007, Kap. B 2.2). Dies wird jedoch durch den gegenwär-
tigen Trend der Länder zu einer betrieblichen Umgestal-
tung der landeseigenen Forstbetriebe mit der Zielsetzung
„Erwerbswirtschaft“ behindert. Durch die Ausgliederung
in landeseigene Forstbetriebe werden diese angehalten,
Gewinne zu generieren und den Betrieb am Holzmarkt
auszurichten, statt den Forstbetrieb mit dem Ziel zu füh-

ren, dem Gemeinwohl zu dienen (WINKEL et al. 2005,
S. 309 ff.; BENZ et al. 2008). Auch der Bund Deutscher
Forstleute stellt fest, dass mit den neuen Rechtsformen
betriebswirtschaftliche Ziele in den Vordergrund gerückt
sowie das Gemeinwohl unter den Finanzierungsvorbehalt
der Parlamente gestellt und zunehmend abgebaut wurde.
Zum Beispiel wurden bereits ausgewiesene Nullnut-
zungsflächen teilweise wieder in Bewirtschaftung ge-
nommen (JACOBS 2011).

353. Für den Lebensraum Wald fordert die nationale
Strategie zur biologischen Vielfalt, dass bis 2020 der Flä-
chenanteil der Wälder „mit natürlicher Waldentwicklung“
5 % der Waldfläche und – wegen der Vorbildfunktion des
Staates – auf der Waldfläche der öffentlichen Hand 10 %
beträgt. „Natürlich“ wird in der Strategie als „vom Men-
schen unverändert, in ursprünglichem Zustand, der Natur
zugehörig, durch die Natur bedingt“ definiert. Die Anga-
ben über den derzeitigen Anteil nutzungsfreier Wälder
weichen erheblich voneinander ab und liegen zwischen
665 km2 und 1.570 km2 (bzw. 0,6 % bis 1,4 %) (MEYER
et al. 2011). Der Anteil nicht bewirtschafteter Buchen-
wälder an der Waldfläche beträgt circa 0,5 % (BfN 2008).
In der Waldstrategie 2020 wird dagegen geschätzt, dass
bereits 2 % der Waldfläche „vollständig aus der Nutzung
genommen“ sind (Deutscher Bundestag 2011c, S. 9). Ge-
nauere Angaben werden derzeit in einem Forschungsvor-
haben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit (BMU) erarbeitet.

Nach Aufgabe der forstlichen Nutzung erfolgt in Wäldern
mit natürlicher Waldentwicklung meistens eine Zunahme
der Bestockungsdichte. Für Buchenwälder konnte mit ab-
nehmender Nutzungsintensität eine Erhöhung der Struk-
tur- und Habitatvielfalt festgestellt werden. Außerdem
nimmt der Totholzanteil zu (MEYER et al. 2011). Die
Siedlungsdichte von Brutvögeln liegt in nicht bewirt-
schafteten Buchenwäldern in Nordrhein-Westfalen bei
121 Paaren pro 100 ha im Vergleich zu 71 Brutvogelpaa-
ren in bewirtschafteten (WOIKE 2011).

Ökosystemleistungen

354. Über ihre Bedeutung für die biologische Vielfalt hi-
naus dienen Wälder als Speicher und Senke von Kohlen-
stoff, dem Schutz und der Reinhaltung von Luft, Wasser
und Boden, als Schutzwald für den Lebensraum des Men-
schen vor Naturgefahren (Lawinen-, Erosions- und Über-
flutungsschutz), der Jagd und schaffen positive Beschäfti-
gungseffekte in und auch außerhalb der Forstwirtschaft,
wie in den Bereichen Tourismus und Schutzgebietsma-
nagement. Immer wichtiger werden auch Erholung
(Stressreduktion, körperliche Bewegung; SCHRAML
2009) und Umweltbildung. Beispielsweise ist die Anzahl
der Waldkindergärten in Deutschland seit der Gründung
der ersten Einrichtung 1993 auf 450 im Jahr 2005 gestie-
gen (ANU 2005, S. 37). Unter die häufigsten spontanen
Assoziationen zum Begriff „Natur“ fällt der „Wald“ neben
dem Begriff „Wiese“ (KLEINHÜCKELKOTTEN und
NEITZKE 2010). „Wald“ dominiert dabei in allen sozio-
demografischen Segmenten und der Anteil der Nennung
hat nur wenig mit Geschlecht, Alter und Bildungsstand zu

– Erhaltung und Entwicklung der natürlichen und na-
turnahen Waldgesellschaften,

– besonderer Schutz alter Waldstandorte und Erhal-
tung sowie möglichst Vermehrung der Waldflächen
mit traditionellen naturschutzfachlich bedeutsamen
Nutzungsformen bis 2020,

– Förderung des Vertragsnaturschutzes im Privatwald
auf 10 % der Fläche,

– Entwicklung einer Strategie von Bund und Ländern
zur vorbildlichen Berücksichtigung der Biodiversi-
tätsbelange für alle Wälder im Besitz der öffentli-
chen Hand bis 2010 und ihre Umsetzung bis 2020,

– klarere Fassung der Grundsätze einer nachhaltigen
Waldbewirtschaftung im Gesetz bis 2010,

– Zertifizierung von 80 % der Waldfläche nach hoch-
wertigen ökologischen Standards bis 2010,

– ausgeglichenes Verhältnis zwischen Waldverjüngung
und Wildbesatz bis 2020,

– Anpassung der Wälder an die Herausforderungen
des Klimawandels zum Beispiel durch Anbau mög-
lichst vielfältiger Mischbestände,

– weiterhin keine Verwendung gentechnisch veränder-
ter Organismen oder deren vermehrungsfähige Teile,
die für Waldökosysteme eine Gefahr erwarten lassen,
wobei den besonderen Bedingungen der Waldöko-
systeme Rechnung zu tragen ist.

Umweltgerechte Waldnutzung
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tun. All diese vielfältigen Leistungen können langfristig
jedoch nur stabile, intakte und an die lokalen Bedingungen
gut angepasste Ökosysteme erbringen. 

6.2.2 Wildnisflächen im Wald

355. Die Einrichtung von Wildnisgebieten, in denen Ent-
wicklungsprozesse natürlich und ungestört ablaufen kön-
nen, ist ein wichtiges Instrument zum Schutz der biologi-
schen Vielfalt, das auch in der Biodiversitätsstrategie
verankert wurde. Um die natürlichen Prozesse der Lebens-
raumdynamik wieder zu aktivieren und Rückzugsgebiete
sowie Biotopverbunde für gefährdete und wandernde Ar-
ten zu schaffen, muss ein bestimmter Flächenanteil
Deutschlands von menschlicher Einflussnahme freigehal-
ten werden. Bis zum Jahr 2020 soll sich „die Natur auf
mindestens 2 % der Landesfläche Deutschlands (entspre-
chend etwa 7.600 km2) wieder nach ihren eigenen Gesetz-
mäßigkeiten entwickeln“ können (BMU 2007, Kap. 1.3.1).
Diese Gebiete umfassen zurzeit höchstens 0,5 % der Flä-
che Deutschlands und sind im Wesentlichen auf die Kern-
zonen der Nationalparke und Biosphärenreservate, Natur-
waldzellen und Flächen des nationalen Naturerbes
beschränkt (NIEBRÜGGE und WILCZEK 2011).

Eine einheitliche Definition des Begriffs Wildnis besteht
bislang nicht. Auf internationaler Ebene bezeichnet Wild-
nis nach der Definition der IUCN (Kategorie Ib) ein „aus-
gedehntes ursprüngliches oder leicht verändertes Gebiet,
das seinen natürlichen Charakter bewahrt hat, in dem
keine ständigen oder bedeutenden menschlichen Siedlun-
gen existieren und dessen Schutz und Management dazu
dienen, seinen natürlichen Zustand zu erhalten“ (IUCN
2011). Die von der Europäischen Kommission im Jahr
2009 durchgeführte Konferenz über Wildnisgebiete in
Europa befürwortet die IUCN-Definition. Sie fordert in
der Prager Erklärung, den Wildnisgedanken zu unterstüt-
zen und die Einrichtung von Wildnisgebieten in den Mit-
gliedstaaten zu fördern, vor allem in Natura 2000-Gebie-
ten (COLEMAN und AYKROYD 2009, S. 9–11). Bisher
existieren aber keine EU-weiten, verbindlichen Vorgaben.

356. Oft wird Wildnis da zugelassen, wo eine Nutzung
wenig rentabel ist, bzw. in den Kernzonen zum Beispiel
der Nationalparke und Biosphärenreservate, die nicht
wirtschaftlich genutzt werden und an denen Wälder einen
erheblichen Anteil haben. Darüber hinaus ist in Forest
Stewardship Council (FSC) zertifizierten Wäldern das
Schaffen sogenannter Referenzflächen, also von Flächen
mit natürlicher Entwicklung, vorgeschrieben (vgl.
Tz. 366). Sie sollen im Bundes- und Landeswald und im
Körperschaftswald ab 10 km2 mindestens 5 % der Forst-
betriebsfläche umfassen. Von den forstlichen Verbänden
und Institutionen werden Wildnisflächen im Wald als
„Flächenstilllegungen“ bezeichnet und überwiegend kri-
tisch gesehen (DFWR 2011).

357. Ein gutes Beispiel für die Umsetzung des Wildnis-
ziels ist das auf landeseinheitlichen Kriterien beruhende
Wildnisgebietskonzept für die Waldflächen des Landes in
Nordrhein-Westfalen, mit dem folgende Ziele erreicht
werden sollen (WOIKE 2011):

– die Sicherung und Verbesserung der Biodiversität der
Wälder (gem. Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 92/43/
EWG (FFH-Richtlinie)),

– die Vernetzung der Prozessschutzflächen,

– das Erleben von Wildnis bzw. die Konzentration von
Umweltbildungsaktivitäten,

– die Vorbildfunktion der landeseigenen Flächen zur
freiwilligen Erweiterung im Nichtstaatswald,

– die Annäherung an die in der nationalen Biodiversi-
tätsstrategie geforderte natürliche Waldentwicklung.

Das Konzept umfasst circa 1 % der Gesamtwaldfläche
und 9 % der Staatswaldfläche Nordrhein-Westfalens. Die
Kosten für die Umsetzung werden reduziert durch die
gleichzeitige Nutzung der Wildnisflächen als Referenz-
flächen bei FSC-Zertifizierungen (vgl. Tz. 366) und die
Tatsache, dass die Nutzung schon vorher auf Teilflächen
per Schutzstatus eingeschränkt war.

Psychologische und emotionale 
Funktionen von Wildnis

358. Neben ihrer naturwissenschaftlichen Funktion
– dem Erforschen von ökologischen Prozessen – haben
Wildnisgebiete auch eine starke emotionale Komponente.
Sie sind Rückzugsräume, in denen Werte wie Stille, Un-
erschlossenheit und Einsamkeit erfahren werden können
(TROMMER o. J.). Wildnis ist jedoch kein starrer Be-
griff, sondern es existieren viele unterschiedliche Ideen,
Definitionen und subjektive Wahrnehmungen, die sich
auch aus dem individuellen kulturellen Kontext des Ein-
zelnen ergeben (HOHEISEL et al. 2010). So unterschei-
det sich der amerikanische „wilderness“-Gedanke von
dem Wildnisverständnis im dicht besiedelten und seit lan-
ger Zeit von Kulturlandschaften geprägten Mitteleuropa.
Natürliche, dynamische Prozesse, die ungestört ablaufen,
sind durch ihre Unvorhersagbarkeit und Ergebnisoffen-
heit gekennzeichnet und bilden damit eine Gegenposition
zur Zivilisation. Die „Natürlichkeit“ ist dabei ein wesent-
liches Merkmal von Wildnis, das jedoch aus unterschied-
lichen Perspektiven (historisch, aktualistisch) betrachtet
werden kann (OLISCHLÄGER und KOWARIK 2011).

6.2.3 Wald und Klima

Wälder als Speicher und Senke von Kohlenstoff

359. Zusätzlich zu lokalen und regionalen Klimawirkun-
gen (Frischluftentstehung, Wasserspeicherung) haben
Wälder auch einen bedeutenden Einfluss auf das Welt-
klima. Sie spielen – zusammen mit Mooren (vgl. Kap. 7) –
die wichtigste Rolle bei der Kohlenstoffspeicherung unter
den Landökosystemen (FREIBAUER et al. 2009; PAN
et al. 2011). Wälder sequestrieren Kohlenstoff (C) in ober-
und unterirdischer Biomasse, Totholz, Streu und im Bo-
den. Unter bestimmten Bedingungen können Wälder auch
zu Quellen von atmosphärischem Kohlendioxid (CO2)
werden: Bei Störungen, zum Beispiel durch Nutzung oder
Kalamitäten (durch Schädlinge, Hagel, Sturm o. Ä. her-
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vorgerufene schwere Schäden der Pflanzenkulturen), kann
sowohl in der Biomasse als auch im Boden gespeicherter
Kohlenstoff, aber auch Lachgas (N2O) (FRITZ 2006,
S. 184 ff.), freigesetzt werden.

Wälder haben einen Anteil von etwa 85 % an den Bio-
masse- und etwa 33 % an den Kohlenstoffvorräten in den
Landökosystemen Deutschlands (FREIBAUER et al.
2009). In der Biomasse von Waldbäumen waren im Jahr
2008 in Deutschland circa 1,3 Mrd. t C gespeichert (114 t/ha),
davon entfallen 81 % auf den oberirdischen Teil und 19 %
auf die Wurzeln. Die Menge des im Totholz ab 10 cm
Durchmesser gespeicherten Kohlenstoffs betrug 2008
circa 3,3 t C/ha (insges. 35 Mio. t C) (DUNGER et al.
2009; OEHMICHEN et al. 2011). Der Totholzvorrat lag
insgesamt bei 23,7 m³/ha (ab 10 cm Durchmesser;
OEHMICHEN et al. 2011), wovon etwa ein Fünftel ste-
hendes Totholz war, ein Fünftel auf Wurzelstöcke entfiel
und der Rest liegendes Totholz war. Im Rahmen der zwei-
ten Bundeswaldinventur im Jahr 2002 wurde Totholz erst
ab einem Durchmesser von 20 cm erfasst und der Totholz-
vorrat lag deshalb nur bei 11,5 m3/ha (BMELV 2004). Für
europäische, nicht bewirtschaftete Buchenwaldreservate
wird dagegen ein durchschnittlicher Totholzvorrat von
130 m3/ha angegeben (ENDRES und FÖRSTER 2010).
Die Bilanz zwischen 2002 und 2008 zeigt für diesen Zeit-
raum eine Gesamtsenkenwirkung der Biomasse der
Bäume von etwa 4,8 Mio. t C/a (OEHMICHEN et al.
2011, S. 2). Noch bedeutendere und langfristigere Koh-
lenstoffspeicher als die Biomasse selbst sind Humusauf-
lage und Mineralböden (FRITZ 2006), insbesondere in al-
ten Wäldern (ZHOU et al. 2006). Sie werden bei der
Bilanzierung bisher allerdings häufig nicht berücksichtigt
(NABU 2010; HEUER 2011).

360. Einen wesentlichen Einfluss auf die Speicherfunk-
tion von Wäldern hat deren Nutzung (IPCC 2000). Häu-
fig wird argumentiert, dass die energetische Nutzung von
Holz „klimaneutral“ sei, da nur CO2 freigesetzt wird, wel-
ches die Bäume während ihres Wachstums der Atmo-
sphäre entzogen haben (Vattenfall Europe 2012). Diese
Annahme einer „sofortigen Kohlenstoffneutralität“ kann
jedoch zu fehlerhaften Rückschlüssen führen (EEA
2011). Die Nutzung von Bioenergie hat zwar zur Folge,
dass mehr Kohlenstoff unterirdisch in fossilen Lagerstät-
ten verbleibt, gleichzeitig werden jedoch die Kohlenstoff-
vorräte in Biomasse und Böden des Waldes reduziert.
Selbst wenn der Holzvorrat über die Zeit auf der Fläche
konstant gehalten wird, muss für eine vollständige Bilan-
zierung die Speicherleistung, die ohne Nutzung erbracht
würde, mit berücksichtigt werden (EEA 2011). Die Redu-
zierung der CO2-Emissionen ergibt sich damit aus der
Differenz von vermiedenen fossilen Kohlenstoffemissio-
nen und dem durch die Holznutzung unterbliebenen Auf-
bau von Kohlenstoffspeichern im Wald (ebd.). Wird nur
die Substitution fossiler Energieträger verbucht, nicht
aber die Verluste an sequestriertem Kohlenstoff, entsteht
ein „Rechenfehler“. Soll Holz wirklich klimaneutral ener-
getisch genutzt werden, so müsste die Menge des im
Wald gespeicherten Kohlenstoffs bei Bewirtschaftung
identisch mit der Menge sein, die gebunden ist, wenn der

Wald nicht genutzt wird. Das trifft jedoch in aller Regel
nicht zu, da der Holzvorrat pro Fläche und damit der ge-
speicherte Kohlenstoff noch mehrere Jahrhunderte lang
ansteigen, wenn Wirtschaftswälder nicht mehr forstlich
genutzt werden (LUYSSAERT et al. 2008). Ferner ist zu
berücksichtigen, dass die Menge des substituierten fossi-
len Kohlenstoffs häufig unterhalb der Menge des einge-
setzten biogenen Kohlenstoffs liegt. Hierfür verantwort-
lich ist die meist geringere Ausbeute nutzbarer Energie je
Einheit Kohlenstoff bei der energetischen Nutzung von
Holz (EEA 2011). 

Bei Berücksichtigung möglicher Auswirkungen auf die
Leistungsfähigkeit des Kohlenstoffspeichers Wald kann
die energetische Nutzung von Holz kurz- bis mittelfristig
sogar zur Erhöhung der atmosphärischen Kohlenstoffkon-
zentrationen beitragen. Dies ist insbesondere dann der
Fall, wenn durch die Holznutzung das Wachstum der Wäl-
der und damit die Neufestsetzung von Kohlenstoff in der
Biomasse zumindest temporär sinkt. Die Berücksichti-
gung solcher Effekte in einer integrierten Betrachtung
vermindert das Treibhausgas(THG)-Einsparpotenzial der
energetischen Holznutzung signifikant, sodass eine Netto-
THG-Minderung gegenüber der Nutzung fossiler Brenn-
stoffe gegebenenfalls erst mit mehreren Jahrzehnten Ver-
zögerung („time-lag“) erreicht wird (McKECHNIE et al.
2011). Ferner können durch Eingriffe zur wirtschaftlichen
Nutzung der Wälder, vor allem bei der Holzernte durch
Kahlschlag, deutlich erhöhte THG-Emissionen aus dem
Waldboden (heterotrophe Respiration) resultieren (FRITZ
2006), welche bei der Bilanzierung der Holznutzung häu-
fig unberücksichtigt bleiben. Entscheidend für die Klima-
bilanz der energetischen Holznutzung ist somit die Verän-
derung der Sequestrierungsfähigkeit des gesamten
Ökosystems Wald, das heißt die laufende Netto-Entnahme
von Kohlenstoff aus der Atmosphäre. Letztlich ist die
Netto-Kohlenstoffsequestrierung bei wirtschaftlicher
Nutzung und Nutzungsverzicht maßgeblich von der kon-
kreten Waldfläche, dem Baumbestand, der Nutzungsform
sowie dem betrachteten Zeithorizont abhängig (IPCC
2000, Tz. 31). Zudem ist die Klimabilanzierung der Bio-
energienutzung mit hohen Unsicherheiten verbunden
(CREUTZIG et al. 2012). 

Bei Erfassung aller hinsichtlich des Kohlenstoffkreislaufs
relevanten Faktoren kann die (energetische) Nutzung von
Holz zum Klimaschutz beitragen. Zur Optimierung des
Klimaschutzbeitrags der Forstwirtschaft sind daher grund-
sätzlich sämtliche Komponenten des Kohlenstoffkreis-
laufs zu beachten. Das globale Einsparpotenzial bei
Nutzung von Biomasse aus Wäldern wird vom In-
tergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) auf
400 Mt CO2/a geschätzt (CHUM et al. 2012, S. 220). Da-
bei wird in die Berechnungen auch die Nutzung von Wald-
pflegeholz und Kurzumtriebsplantagen (KUP) sowie Alt-
holz einbezogen (ebd., Kap. 2.2.2.3, 2.2.2.4; Tz. 364). 

Berechnungen des Kohlenstoff-Fußabdrucks
von Holzprodukten

361. Unter dem Kyoto-Protokoll kann derzeit der in
Holzprodukten gespeicherte Kohlenstoff nicht auf Emis-
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sionsminderungsziele angerechnet werden. Ob dies in
Zukunft möglich sein sollte und gegebenenfalls unter wel-
chen Bedingungen, ist zurzeit Gegenstand von internatio-
nalen Verhandlungen über ein Klimaschutzabkommen für
die Zeit nach 2012 (Deutscher Bundestag 2008). Die
durchschnittliche „Lebensdauer“ der verschiedenen Holz-
produkte und somit ihr „Produktspeicherpotenzial“ be-
trägt im Durchschnitt dreißig Jahre für Vollholzprodukte
und drei Jahre für Papier und Zellstoff (ebd.). Am Ende
der Lebensdauer der Holzprodukte wird der größte Teil
des im „Produktspeicher“ festgelegten Kohlenstoffs wie-
der freigesetzt, zum Beispiel durch energetische Nutzung.
Somit verzögert die Speicherung im „Produktspeicher“
die Freisetzung von im Holz gebundenem Kohlenstoff ge-
genüber einer unmittelbaren energetischen Nutzung. 

Die temporäre Speicherung biogenen Kohlenstoffs in
Holzprodukten darf dabei aber nicht gegenüber der alter-
nativen, potenziell deutlich langfristigeren Speicherung
im Wald privilegiert werden. Daher muss die Aufnahme
von Kohlenstoff in den „Produktspeicher“ in einer Art bi-
lanziellem Ausgleich dem verringerten Kohlenstoffspei-
cher im Wald, verglichen mit einem Nichtnutzungsszena-
rio, gegenübergestellt werden. Grundsätzlich ist eine
vollständige und verbindliche Berücksichtigung der ge-
samten Kohlenstoffspeicherleistung der Wälder in der
THG-Bilanzierung anzustreben, um die Erhaltung und
den weiteren Aufbau der natürlichen Speicher mit der
stofflichen und energetischen Holznutzung gleichzustel-
len. Dabei erfordert ein vollständiges Bild der Speicher-
leistung der Wälder, dass auch die Kohlenstoffbilanzen in
Waldböden und im Totholz erfasst werden.

Diese bleiben in Berechnungen zur THG-Bilanz verschie-
dener Holznutzungspfade jedoch häufig ausgeklammert
bzw. werden als ausgeglichen angenommen (HEUER
2011; ROCK und BOLTE 2011), wodurch sich die rech-
nerische THG-Bilanz der wirtschaftlichen Holznutzung
tendenziell verbessert. Ferner dürfen bei der Erstellung
von produktbasierten Kohlenstoffbilanzen Emissionen,
die unter anderem durch das Ernten des Holzes (Störung
des Bodens, Einsatz von Maschinen), den Transport zur
Verarbeitung, die Verarbeitung selbst, die Verpackung,
den Transport des Produktes zum Verbraucher und ab-
schließend durch den Transport zur stofflichen oder ener-
getischen Verwertung verursacht werden, nicht vernach-
lässigt werden. Dies wirkt sich in Lebenszyklusanalysen
negativ auf die Klimabilanz von Holzprodukten aus
(INGERSON 2009).

Demgegenüber werden Holzprodukten bei der THG-Bi-
lanzierung positive Klimawirkungen durch Substitutions-
effekte gutgeschrieben (ROCK und BOLTE 2011;
RÜTER 2011; RÜTER et al. 2011; HEUER 2011), die
entstehen, „wenn fossile Energieträger oder in der Her-
stellung energieintensivere Materialien ersetzt werden“
(ROCK und BOLTE 2011). In den THG-Inventaren wer-
den solche Substitutionseffekte bisher üblicherweise den
Wirtschaftsbereichen zugeordnet, in denen die stoffliche
oder energetische Holznutzung stattfindet (vor allem dem
Energie- und Industriesektor). Es ist daher darauf zu ach-

ten, dass bei der THG-Bilanzierung Doppelzählungen
vermieden werden, die die wirtschaftliche Holznutzung
attraktiver gegenüber dem weiteren Aufbau der natürli-
chen Kohlenstoffspeicher im Wald erscheinen lassen. 

Grundsätzlich ist die Vermischung von fossilen und bio-
genen Kohlenstoffbilanzen wegen der zeitlichen Dyna-
mik in Waldökosystemen, zum Beispiel aufgrund der
nach dem Einschlag notwendigen Regenerationszeit, me-
thodisch problematisch. Der klimabilanzielle Vergleich
der (energetischen) Holznutzung mit fossilen Energieträ-
gern wird entscheidend vom betrachteten Zeithorizont
und der Kohlenstoffintensität der substituierten fossilen
Energieträger bestimmt (SEDJO 2011). Zudem werden
die verschiedenen Ansätze zur Berechnung der Klimabi-
lanz von Holzprodukten maßgeblich dadurch beeinflusst,
wer diese Berechnungen mit welchem Ziel durchführt
(KUJANPÄÄ et al. 2009).

Einfluss des Klimawandels auf 
die Funktionen der Wälder

362. Das Ökosystem Wald ist gekennzeichnet durch
lange Lebens- und (Re-)Produktionszyklen sowie eine
geringe Ausbreitungsfähigkeit vieler Arten. Die zuneh-
menden Belastungen durch den Klimawandel – steigende
Temperaturen zusammen mit häufigeren Dürreperioden,
Sturmereignissen, Schädlingsbefall und anderen Auswir-
kungen – können zu erheblichen Veränderungen der Wäl-
der führen. Aspekte wie Baumwachstum, Insektenkala-
mitäten, Verbreitung von Arten und die Saisonalität von
Ökosystemprozessen werden vom Klimawandel beein-
flusst (SEPPÄLÄ et al. 2009; DOYLE und RISTOW
2006). Die Veränderungen im Klimaregime können gra-
duelle Veränderungen der biologischen Vielfalt verursa-
chen (z. B. Verschiebungen der Artenareale) oder in Form
plötzlicher Schadereignisse, etwa eines Sturmes, auftre-
ten. Forstliche oder Naturschutzmaßnahmen werden als
Reaktion auf den Klimawandel initiiert (Tab. 6-1). Gene-
rell führt der Klimawandel meist zu einer Kombination
von Schadensereignissen, zum Beispiel Schädlingsbefall
und Sturm oder Schädlingsbefall und erhöhte Temperatu-
ren. Solche extremen Belastungen können wiederum
dazu führen, dass Waldgebiete die gespeicherten THG
wieder freisetzen und so den Klimawandel noch verstär-
ken. 

Wälder sind umso anfälliger für die Auswirkungen des
Klimawandels, je weniger naturnah sie sind und je weiter
die jeweiligen Baumarten vom Kern ihres Verbreitungs-
gebiets entfernt sind. Insbesondere naturferne reine Na-
delwaldbestände sind anfällig für Insektenbefall, Wind-
wurf und Dürre. Eine große natürliche Vielfalt an Genen,
Arten, Strukturen und Lebensräumen unterstützt dagegen
Anpassungsprozesse. Die Anpassungsfähigkeit wird er-
heblich durch Wildschäden überhöhter Schalenwildbe-
stände gemindert (Tz. 369). Als „Lernflächen“ für natür-
liche Anpassungen an den Klimawandel sind darüber
hinaus forstlich ungenutzte Waldflächen unerlässlich
(Tz. 366).
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218

6.2.4 Forstwirtschaft

363. Holz ist ein zunehmend gefragter Rohstoff. Im
Jahr 2007 erwirtschafteten in der Forstwirtschaft
31.702 Unternehmen mit 77.448 Beschäftigten etwa
4,9 Mrd. Euro Umsatz (SEINTSCH 2010). Dabei hat die
Forstwirtschaft selbst nur einen sehr geringen Anteil am
gesamten Cluster Forst-Holz-Papier (129.448 Unterneh-
men, 1,17 Mio. Beschäftigte, 173,6 Mrd. Euro Umsatz).
Den überwiegenden Teil erwirtschaftet das Holz be- und
verarbeitende Gewerbe, die Holzverarbeitung im Bauge-
werbe, das Papiergewerbe, das Verlags- und Druckerei-
wesen und der Holzhandel (SEINTSCH 2010).

Neue Zahlen der Inventurstudie 2008 des vTI und des
BMELV zeigen, dass die Holznutzung rasant zunimmt.
Mittlerweile wird fast so viel Holz geerntet, wie im sel-
ben Jahr nachwächst. Durchschnittlich wurden 2008
93 % des Zuwachses abgeschöpft (OEHMICHEN et al.
2011). Dies belegen auch die Berechnungen zur Kohlen-

stoffspeicherung in der Biomasse der Wälder: In den Jah-
ren 1986 bis 2002 lag die Senkenwirkung für CO2 bei
etwa 17 Mio. t C/a, 2002 bis 2008 nur noch bei rund
4,7 Mio. t C/a (DUNGER et al. 2009; Tz. 359). 

364. Neben der stofflichen hat vor allem die energetische
Verwendung von Holz in den letzten Jahrzehnten drastisch
zugenommen (Abb. 6-3). Biomasse ist die mit Abstand
wichtigste erneuerbare Ressource im Wärmesektor, mit ei-
nem Anteil in der EU von rund 97 % bzw. 646 TWh. Der
größte Anteil entfällt auf die Wärmeerzeugung aus Holz in
privaten Haushalten (BMU 2010). Der Einsatz biogener
Festbrennstoffe zur Stromerzeugung nimmt kontinuierlich
zu. Die Brennstoffe sind ausschließlich holzartige Bio-
massen, die nicht nur aus Sägenebenprodukten, Althölzern
aller Kategorien und Hölzern aus der Landschaftspflege
stammen, sondern auch aus Waldrestholz und Industrie-
holz. Wenn durch eine verstärkte Bioenergienutzung der
Holzeinschlag sowie der Entzug von Ernteresten wesent-
lich zunimmt, kommt es zu einem noch stärkeren Nähr-

Ta b e l l e  6-1

Veränderungen von Waldökosystemen infolge des Klimawandels

Art der Veränderung Einflussart Beeinflusste Kategorie

graduell direkt Artenareale
Genetische Aspekte
Phänologie

abrupt/stochastisch 
(Veränderung des 
Störungsregimes)

direkt Trocken-/Hitzeperioden
Sturmereignisse – Holzbruch
Waldvorkommen/Abholzung
Blitzschlag – Waldbrand
Hochwasser

indirekt Insekten/Schädlinge
Pathogene
Feuer
Erosion/Hangrutschungen

graduell und abrupt direkt und indirekt invasive/eingeführte Arten
Durchforstung
Naturschutzmaßnahmen betreffend:
– Baumartenzusammensetzung
– strukturelle und Artendiversität
– azonale, extrazonale Waldbestände und Ökotone
– Konnektivität von Waldgebieten
– natürliche Regeneration
– Sukzessionsstadien
– alte Wälder
– historische Forstsysteme (z. B. Niederwald)
– Totholz 
Geschützte Waldgebiete

Quelle: MILAD et al. 2011, verändert
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stoffaustrag aus dem Wald und der Zuwachs sowie die
Qualität von Totholz sinken (VERKERK et al. 2011).

Laut Prognosen wird der Fehlbedarf an Holz zur stoffli-
chen und energetischen Nutzung in Deutschland bis zum
Jahr 2020 auf etwa 30 Mio. m³ jährlich wachsen
(THRÄN et al. 2011). Ab 2020 wird sogar ein Holzdefizit
von bis zu 40 Mio. m³ jährlich erwartet. Um diesen zu-
nehmenden Bedarf an Holz vor allem zur Energiegewin-
nung zu decken, plant das BMELV den jährlichen Holz-
einschlag auf 100 Mio. m3/a zu steigern (vgl. Ziele der
Waldstrategie 2020, Tz. 377). Dies bedeutet gleichzeitig
auch einen Abbau des Kohlenstoffspeichers Wald.

Ohne eine zusätzliche Erzeugung von Holz in Kurzum-
triebsplantagen (KUP) wird sich der zukünftige Holzbe-
darf nicht decken lassen, wenn der Außenhandel nicht
reduziert werden soll. Allein für das Ziel der Stromerzeu-
gung aus Biomasse werden laut Leitszenario des BMU
0,55 Mio. ha weitere landwirtschaftliche Nutzflächen für
den Anbau von KUP bis 2020 beansprucht werden
(NITSCH und WENZEL 2009). Dabei ist aus Gründen
des Naturschutzes der Verlust von Grünland und Brachflä-
chen zu vermeiden. Durch Einbeziehung der Landschafts-
planung sind beim Anbau die lokalen Empfindlichkeiten

in Bezug auf Biodiversität, Wasserhaushalt und Boden zu
beachten sowie der Anbau zu extensivieren und zu diver-
sifizieren (PETERS et al. 2010; DOYLE und SCHÜ-
MANN 2010; BAUMANN et al. 2007; HILDMANN
et al. 2010; Wissenschaftlicher Beirat für Biodiversität
und Genetische Ressourcen beim Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 2011).
So gestaltet können KUP als Biotopverbund und als struk-
turierende Landschaftselemente in ausgeräumten Agrar-
landschaften auch naturschutzfachliche Anforderungen
erfüllen.

Importe von holzartiger Biomasse zur Energiegewinnung
können mit drastischen negativen Umweltauswirkungen
im Ursprungsland verbunden sein, da es bislang noch
keine verbindlichen Nachhaltigkeitsanforderungen an die
Bereitstellung und Nutzung fester Biomasse gibt (dena
2011). Dem wird gegenwärtig versucht mit Partner-
schaftsabkommen entgegenzuwirken (Tz. 395).

Holzimporte und -exporte

365. Ein Großteil des in Deutschland genutzten Holzes
und der Holzprodukte wird bereits heute importiert
(Abb. 6-4). Dabei besitzt die Rohholzeinfuhr nach

A b b i l d u n g  6-3

Holzverwendung in Deutschland in Mio. m³

Daten von 1987 nur West-Deutschland
SRU/UG 2012/Abb. 6-3; Datenquelle: VHI 2010
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Deutschland insgesamt eine geringere Bedeutung und ein
geringeres Wachstum als der Handel mit Halb- und Fer-
tigwaren aus Holz. Im Jahr 2010 wurden Produkte auf der
Basis von Holz im Umfang von knapp 123 Mio. m³ Roh-
holzäquivalenten (= r) aus Ländern innerhalb und außer-
halb der EU importiert. Dies entspricht 52 % des Gesamt-
holzaufkommens und mehr als dem Doppelten des
statistisch erfassten deutschen Rohholzeinschlags, der bei
54,4 Mio. m³ lag. Im Jahr 2010 wurden zum Beispiel
88 Mio. m³ (r) Halbwaren und 25 Mio. m³ (r) Fertigwa-
ren auf der Basis von Holz importiert. Rohholz hatte da-
gegen mit 7 Mio. m³ (r) nur einen geringen Anteil
(SEINTSCH 2011).

Zertifizierungen in der Forstwirtschaft

366. Zur Dokumentation und Verbesserung einer nach-
haltigen Forstwirtschaft nach ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Standards sind verschiedene Zertifi-
zierungssysteme entwickelt worden. In der nationalen
Strategie zur biologischen Vielfalt wurde das Ziel verein-
bart, bis 2010 80 % der Waldfläche „nach hochwertigen
ökologischen Standards“ zu zertifizieren (BMU 2007). In
Deutschland gibt es im Wesentlichen drei Zertifizierungs-
systeme, die sich hinsichtlich ihrer Prinzipien unterschei-

den: Nach PEFC-Kriterien (PEFC – Programme for the
Endorsement of Forest Certification Schemes) waren
Ende 2011 rund 73.951 km2 (ca. 67 % der Waldfläche;
PEFC Deutschland 2011), nach FSC-Kriterien im Februar
2012 circa 5.448 km2 (5 % der Waldfläche; FSC Deutsch-
land 2012) und nach Naturland-Kriterien rund 535 km2

Wald (0,5 % der Waldfläche; Naturland – Verband für
ökologischen Landbau 2012) zertifiziert. Da sich die Flä-
chen teilweise überschneiden, lässt sich der Anteil der
zertifizierten Waldfläche nicht genau ermitteln.

Nach PEFC-Richtlinien werden vorwiegend ganze Re-
gionen zertifiziert, wohingegen nach FSC-Kriterien Ein-
zelbetriebe oder Gruppen von Forstbetrieben zertifiziert
werden. Während unter PEFC national stichprobenartig
jährliche Vorort-Prüfungen eines repräsentativen Teils der
Betriebe durchgeführt werden, werden unter FSC natio-
nal alle zertifizierten Einzelbetriebe und Gruppen jährlich
überprüft. Unter PEFC sind außerdem der Einsatz von
Bioziden, eine Vollbaumnutzung sowie eine maschinelle
Bodenbearbeitung prinzipiell möglich. Diese Maßnah-
men sind unter FSC nur beschränkt bzw. gar nicht zuläs-
sig.

Darüber hinaus ist in FSC zertifizierten Wäldern das
Schaffen sogenannter Referenzflächen vorgeschrieben.

A b b i l d u n g  6-4

Einschlag, Einfuhren und Ausfuhren von Holz und Produkten
auf der Basis von Holz in Deutschland in Mio. m³

SRU/UG 2012/Abb. 6-4; Datenquelle: SEINTSCH 2011, S. 13 und 17
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Dies sind für den forstlichen Wuchsbezirk repräsentative
Flächen vorhandener Wald- bzw. Forstgesellschaften, die
dauerhaft aus der forstlichen Nutzung genommen wer-
den. Diese Flächen sollen, neben ihrer Arten- bzw. Natur-
schutzfunktion, vor allem den Forstbetrieben helfen, von
der Natur zu lernen. Referenzflächen müssen im Bundes-
und Landeswald und im Körperschaftswald ab 10 km2

mindestens 5 % der Forstbetriebsfläche umfassen. Unbe-
wirtschaftete Wälder (z. B. in Naturschutzgebieten, Nati-
onalparks oder Naturwaldreservaten) in den forstlichen
Wuchsbezirken können als Referenzflächen anerkannt
werden. Diese Flächen können damit einen Beitrag zum
Erreichen des Ziels der Nationalen Strategie zur biologi-
schen Vielfalt von 5 % natürlicher Waldentwicklung im
gesamten Wald bzw. 10 % im öffentlichen Wald leisten,
sofern sie langfristig rechtlich gesichert sind (vgl.
Tz. 350). Zudem verlangt FSC von seinen Betrieben, den
Holzvorrat auf der Betriebsfläche zu steigern. Leitbild ist
der natürliche Wald. Standortheimische Baumarten erhal-
ten den Vorzug. Damit stimmen die Ziele der nationalen
Biodiversitätsstrategie und insbesondere die FSC-Prinzi-
pien und -Kriterien in wichtigen Teilen überein.

6.2.5 Wälder als Standorte für 
Windkraftanlagen

367. Im Zuge des Ausbaus erneuerbarer Energien ist
auch mit einer deutlichen Steigerung der Onshore-Wind-
energienutzung zu rechnen. Mit Schaffung der techni-
schen Voraussetzungen (größere Anlagenhöhe) werden
zunehmend auch Windenergieanlagen in Wäldern errich-
tet. Nach einer Studie des Fraunhofer Instituts für Wind-
energie und Energiesystematik sind etwa 14 % der deut-
schen Waldfläche potenziell als Standort geeignet
(BOFINGER et al. 2011). In einem Positionspapier weist
das Bundesamt für Naturschutz (BfN) jedoch darauf hin,
dass noch erhebliche Kenntnislücken bezüglich des Ein-
flusses von Windenergieanlagen in Wäldern auf den Na-
turhaushalt, das Landschaftsbild und die biologische
Vielfalt bestehen (BfN 2011). Auswirkungen entstehen
sowohl durch den Bau als auch durch den Betrieb der An-
lagen. Neben der Flächeninanspruchnahme durch die An-
lagen und die damit verbundene Infrastruktur bestehen
vor allem Auswirkungen durch die Landschaftszerschnei-
dung und die Kollisionsgefahr für Vögel und Fleder-
mäuse sowie die Störung von Brut- und Rastplätzen (BfN
2011). Daher kommen aus naturschutzfachlichen Grün-
den nur forstlich intensiv genutzte, naturferne Wälder als
Standorte infrage. Insbesondere Flächen, die eine große
Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege haben
(z. B. potenzielle Flächen zur Erhöhung des Flächenan-
teils der Wälder mit natürlicher Waldentwicklung, Na-
tura 2000-Gebiete), sollten bei der Standortwahl ausge-
schlossen werden.

6.2.6 Zustand der Wälder und Funktions-
gefährdungen

368. Laut der zweiten Bundeswaldinventur gelten nur
35 % der Wälder als „naturnah“ (20 %) oder als „sehr na-
turnah“ (15 %); knapp 25 % hingegen bestehen zu mehr

als der Hälfte aus Baumarten, die an dem Standort natür-
licherweise nicht vorkommen würden (BMELV 2004).
Urwälder gibt es in Deutschland nicht mehr, nur noch ur-
waldähnliche Relikte (PANEK 2011). In den ursprüngli-
chen natürlichen Waldgesellschaften waren Laubwälder
auf über 80 % der Waldfläche vertreten. Die Buche, als
charakteristische Baumart der Wälder Mitteleuropas,
nahm dabei den größten Raum ein (PANEK 2011; vgl.
Tz. 349). Insgesamt kommen heute 72 Baumarten in
deutschen Wäldern vor, von denen 12 forstlich einge-
bracht sind. Rund drei Viertel der Waldfläche entfallen
auf die 4 Arten Fichte (28 %), Kiefer (23 %), Buche
(15 %) und Eiche (10 %) (BMELV 2004). Forstlich rele-
vant sind außerdem die Nadelbäume Lärche (ca. 3 %),
Tanne sowie die nicht einheimische Douglasie (jeweils
ca. 2 %) und die Laubbäume Birke (ca. 4 %), Erle, Esche
und Ahorn (jeweils ca. 2 %) (Wald-und-Forst.de 2011).

369. Einen beträchtlichen Einfluss auf den Zustand der
Wälder haben die Wildbestände. Vielerorts sind die Scha-
lenwilddichten derzeit so hoch wie nie zuvor und behin-
dern durch Verbiss insbesondere die Naturverjüngung der
Waldbestände und die Erhaltung der Biodiversität
(AMMER et al. 2010). Rehwild und Schwarzwild kom-
men auf 99 % bzw. 83 % der Waldfläche vor, Rotwild ist
auf 33 %, Damwild auf 14 % und Muffelwild auf 5 % der
Waldfläche anzutreffen (BMELV 2004). Durch den selek-
tiven Verbiss insbesondere des Rehwilds kommt es neben
Wachstumseinbußen durch Biomasseentzug und dem Ab-
sterben der Pflanzen auch zur Entmischung der künftigen
Bestände zulasten der selteneren und/oder stark verbiss-
gefährdeten Baumarten: Die Diversität der Baumarten
und krautigen Pflanzenarten sinkt. Dies kann kaskaden-
förmige Einflüsse auf die gesamte Biodiversität in Wald-
beständen haben (CARDINALE et al. 2011; SCHERBER
et al. 2010). Eine Waldverjüngung ohne Zäunung ist dann
nicht immer möglich. Eine Zäunung erhöht wiederum
den Druck auf die restlichen Jagdreviere. Durch Wildver-
biss entstehen somit sowohl ökonomische (durch den
Holzverlust und die notwendigen Kosten für Zäunungen)
als auch ökologische Schäden. Die finanziellen Auswir-
kungen von Schälschäden (das Ablösen der Rinde vom
Stamm) sind noch drastischer. Hier rechnet man bei dau-
erhafter Belastung der Forstbetriebe durch Schälen mit
Mehraufwendungen und Vermögensverlusten zwischen
100 und 200 Euro pro Hektar und Jahr (AMMER et al.
2010).

370. Auch der Eintrag von Schad- und Nährstoffen ver-
ursacht erhebliche Schäden. Der Zustand der Wälder hat
sich 2011 im Vergleich zum Vorjahr, deutschlandweit
über alle Baumarten hinweg betrachtet, verschlechtert
(Abb. 6-5). Der Anteil der Bäume mit deutlichen Nadel-
oder Blattverlusten der Baumkrone betrug mehr als ein
Viertel der bewaldeten Fläche. Betrachtet man die einzel-
nen Baumarten, zeigen sich – auch im Vergleich zu 2000 –
kaum Veränderungen bei Fichte und Kiefer. Der Anteil
von Buchen mit deutlichen Kronenverlichtungen ist stark
angestiegen, der der Eichen im Vergleich zum Vorjahr ge-
sunken (SDW 2012).

Unterschiedliche Funktionen des Waldes
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Eine witterungsbedingte Zunahme von Waldschäden, wie
sie zum Beispiel bei Kiefer, Fichte oder Buche 2003/2004
deutlich festzustellen war (SEIDLING 2006), kann bei
fortschreitendem Klimawandel zum Zusammenbruch
ganzer Bestände führen. Als Hauptursache für Waldschä-
den gelten Luftschadstoffe (Ozon, Stickstoffverbindun-
gen, Schwefelverbindungen) aber auch der Klimawandel
(BAUMGARTEN et al. 2010; Deutscher Bundestag
2009). Trotz Fortschritten bei der Luftreinhaltung sieht das
BMELV künftig Handlungsbedarf insbesondere bei der
weiteren Minderung der Stickstoffeinträge. Allgemein lie-
gen luftgebundene Stoffeinträge in Waldbeständen (Depo-
sitionen) deutlich über dem Eintrag im Freiland (Deut-
scher Bundestag 2009) und beeinflussen beispielsweise
die Artenzusammensetzung (SEIDLING und FISCHER
2008).

6.2.6.1 Der Wald-Wild-Konflikt

371. Im Wald entstehen beträchtliche Verbissschäden
durch hohe Schalenwilddichten (Tz. 369). Die Regulie-
rung der Wildbestände unterliegt aber nur bedingt dem
Einflussbereich des forstlichen Handelns, weil das Jagd-
recht dem Grundeigentümer zusteht (§ 1 Bundesjagdge-

setz (BJagdG)). Die für den Wald-Wild-Konflikt maßgeb-
lichen gesetzlichen Bestimmungen finden sich in erster
Linie im BJagdG. Die Grundpfeiler des Jagdrechts sind
die Bindung des Jagdrechts an das Grundeigentum, das
Reviersystem und die Zwangsmitgliedschaft in Jagdge-
nossenschaften (Deutscher Bundestag 2011a, S. 2).

Grundsätzlich genießen nach Jagdrecht die forstlichen In-
teressen Vorrang vor den jagdlichen (BGH-Urteil vom
22. Mai 1984, III ZR 18/83; REH 2010). § 1 Absatz 1
Satz 2 BJagdG bestimmt, dass die Hege des Wildes so
durchgeführt werden muss, dass Beeinträchtigungen einer
ordnungsgemäßen land-, forst- und fischereiwirtschaftli-
chen Nutzung, insbesondere Wildschäden, möglichst ver-
mieden werden. Gemäß § 21 Absatz 1 BJagdG ist das
Wild so abzuschießen, dass die berechtigten Interessen
der Forstwirtschaft auf Schutz gegen Wildschäden voll
gewahrt bleiben und die Belange von Naturschutz und
Landschaftspflege berücksichtigt werden. Gemäß § 1 Ab-
satz 2 BJagdG bleiben zudem gleichartige Bestimmungen
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) und des
Bundeswaldgesetzes (BWaldG) unberührt. Kritisch zu be-
werten ist allerdings die mit dem Jagdrecht verbundene
Verpflichtung zur Hege des Wildes mit dem Ziel, einen

A b b i l d u n g  6-5

Flächenanteil der Baumarten mit deutlichen Nadel- oder Blattverlusten der Baumkrone in %
(2000, 2010, 2011)

SRU/UG 2012/Abb. 6-5; Datenquelle: SDW 2012
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den landschaftlichen und landeskulturellen Verhältnissen
angepassten artenreichen und gesunden Wildbestand zu
erhalten (§ 1 Absatz 23 Satz 1 BJagdG). Zum einen ist aus
Naturschutzsicht ein artenreicher Wildbestand per se nicht
wünschenswert und kann naturschutzfachlich sogar nach-
teilig sein. Erstrebenswert sind vielmehr Ökosysteme mit
einer standorttypischen Artenzusammensetzung und
-zahl. Zum anderen wäre es vorzugswürdig, wenn die
Hege des Wildes angepasst an die Ziele des Naturschutzes
erfolgen würde. 

Wildschaden

372. Entsteht ein Wildschaden, so ist dieser gemäß
§§ 29 ff. BJagdG zu ersetzen. Der Begriff des Schadens
wird im BJagdG nicht definiert. Aus § 27 Absatz 1, § 32
Absatz 2 BJagdG folgt jedoch, dass nicht nur wirtschaftli-
che Schäden an den Hauptbaumarten, sondern auch Schä-
den an der übrigen Vegetation erfasst sind, die von Scha-
lenwild (§ 2 Absatz 3 BJagdG) verursacht werden
(JuraForum 2011). Allerdings ist der Ausnahmetatbe-
stand des § 32 Absatz 2 BJagdG zu beachten: Hiernach
ist der Ersatz von Schäden an nicht zu den Hauptbaumar-
ten zählenden Bäumen ausgeschlossen, wenn nicht geeig-
nete und ausreichende Schutzvorkehrungen getroffen
wurden. Die betroffenen „Sonderbaumarten“ sind solche,
die auf das Schalenwild deshalb eine besondere Anzie-
hungskraft ausüben, weil sie wesentlich seltener vorkom-
men als die übrigen Hauptbaumarten (SEEWALD 2009,
S. 4). In der Praxis wird diese Bestimmung meist so
ausgelegt, dass die Erstattung eines Schadens nur in abso-
luten Ausnahmefällen möglich ist: Es müssen Schutzvor-
richtungen errichtet werden, die geeignet sind, Wildschä-
den sicher zu verhindern. Entsteht dennoch ein Schaden,
muss dies folglich darauf zurückzuführen sein, dass ent-
weder keine Schutzvorrichtung errichtet wurde oder dass
diese mangelhaft unterhalten worden war. Die Ersatz-
pflicht auf Hauptbaumarten zu beschränken soll dabei aus
Gründen der Rechtssicherheit erforderlich sein, weil an-
dernfalls kein hinreichendes Kriterium für die Ermittlung
eines Schadens bestehen würde und mögliche Kosten für
den Jagdpächter unkalkulierbar wären (DJV 2003;
SEEWALD 2009, S. 5–6).

Heimische Wildtiere gehören zum Ökosystem Wald und
Waldpflanzen gehören zu ihrem natürlichen Nahrungs-
spektrum. Ein gewisser Schaden ist daher stets hinzuneh-
men. Für Eigentümer von Privatwäldern folgt dies bereits
aus der Sozialbindung des Eigentums gemäß Artikel 14
Absatz 2 Grundgesetz (GG) (NABU 2008, S. 15). Auf-
grund der bereits dargestellten Probleme führen die hohen
Wilddichten jedoch regelmäßig zu großen Schäden an der
Waldvegetation. Dies wird gegenwärtig im Gesetz nicht
ausreichend berücksichtigt. 

Die gesetzlichen Grundlagen für eine Verbesserung der Si-
tuation sind teilweise bereits vorhanden. Anhand der aus-
drücklichen Vorrangregelung zugunsten forstwirtschaftli-
cher und naturschutzrechtlicher Aspekte und der klaren
Festlegung der gesellschaftlichen Ziele sollte eine Kon-
fliktlösung im Einzelfall möglich sein. Die bestehenden
Probleme hängen somit auch mit dem mangelhaften Voll-

zug der gesetzlichen Regelungen zusammen (AMMER
et al. 2010, S. 19 ff.).

6.2.6.2 Konflikt: Waldumbau und Klimawandel

373. Im politischen Diskurs um die Rolle des Waldes im
Klimawandel stehen sich im Wesentlichen zwei Argu-
mentationslinien der beteiligten Akteure gegenüber. 

Die eine Seite stellt Wälder mit natürlicher Dynamik als
Grundlage des Wirtschaftens sowie den Naturschutz in
den Vordergrund. Unter dem Zielaspekt Naturschutz wer-
den die Wälder als vom Klimawandel bedrohte Ökosys-
teme und infolgedessen die Stärkung ihrer Anpassungsfä-
higkeit (Resilienz) mit dem Argument in den Fokus
gestellt, dass Wälder anfällig für den Klimawandel sind
und durch intensive Nutzung noch anfälliger werden. Der
Schutz der Ökosysteme bildet dieser Ansicht nach daher
die Basis einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung. Natur-
nahe Wälder mit standorttypischer Baumartenzusammen-
setzung bildeten gleichzeitig die Grundlage für die Erhal-
tung der Biodiversität. Durch Naturverjüngung würde das
genetische Potenzial und damit die Angepasstheit und An-
passungsfähigkeit erhalten (FRITZ 2006). Alte Bestände
heimischer Baumarten, die geschützt oder naturnah in art-
gemäß langen Zyklen bewirtschaftet werden, sollten daher
das Managementziel sein. Alte Bäume seien naturschutz-
fachlich von großer Bedeutung, weil sie Lebensgrundlage
für viele seltene Arten sind (vgl. Tz. 347 f.) und einen be-
deutenden, konstanten Gen-Pool darstellen, der die An-
passungsfähigkeit der Wälder erhöht. Die Unterstützung
der Arten- und Bewirtschaftungsvielfalt, die Vergrößerung
von Schutzgebieten sowie die Einrichtung von Biotopver-
bünden stellten daher zentrale Maßnahmen zur Anpassung
an den Klimawandel dar.

374. Erwerbswirtschaftlich orientierte Forstbetriebe auf
der anderen Seite betonen hingegen vor allem ihren Bei-
trag zur Mitigation des Klimawandels durch eine Steige-
rung der Holzproduktion. Sie rechnen geerntetes und ver-
arbeitetes Holz dem Kohlenstoff-Produktspeicher zu
(Tz. 361). Eine Diversifizierung der Baumarten sollte ih-
rer Ansicht nach auch nicht-heimische Arten mit ein-
schließen, die an zukünftige Klimabedingungen besser
angepasst seien. Allerdings birgt der Anbau nicht heimi-
scher Baumarten eine Reihe von Risiken: Es kann zur un-
kontrollierten Ausbreitung und Verdrängung heimischer
Arten sowie zu Hybridisierungen kommen, Standortei-
genschaften können verändert, die Diversität der Ökosys-
teme negativ beeinflusst und Parasiten und Pathogene
eingeschleppt werden. Eine Abschätzung der langfristi-
gen ökologischen und ökonomischen Folgen des Einbrin-
gens nicht-heimischer Arten ist bislang kaum möglich
(REIF et al. 2010; 2011).

Insgesamt konkurrieren unterschiedliche Nutzungsan-
sätze um die Wälder. Es besteht die Gefahr, dass sich
hierbei die Ansprüche der kommerziellen Holzproduktion
auf Kosten anderer Ziele wie Klima- und Biodiversitäts-
schutz durchsetzen.

375. Neben der Baumartenwahl betreffen konfligie-
rende Auffassungen zwischen Naturschutz und Forstwirt-
schaft vor allem das maximale Erntealter bzw. den
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Zieldurchmesser von Bäumen, das Prinzip der Vorrats-
steigerung und den Totholzanteil. Totholz kann wie dar-
gestellt durch die Speicherung von CO2 auch einen Bei-
trag zum Klimaschutz leisten (vgl. Tz. 359). Das
Belassen von Totholz im Bestand sowie ein weitgehender
Nutzungsverzicht bei Bäumen mit schlechten Stammfor-
men oder hoher Fäuleerwartung bedeuten aber auch kei-
nen wirtschaftlichen Verlust, denn „bei diesen Bäumen
werden die Erntekosten in der Regel nicht durch den Ver-
kaufserlös gedeckt, ihr Verbleib im Bestand dient als Le-
bensraum für Flora und Fauna, die auf starkes Bu-
chenaltholz und Totholz angewiesen ist“ (MLUR
Brandenburg 2004).

In Deutschland sind etwa zwei Drittel aller Bäume jünger
als achtzig Jahre (Tab. 6-2). Die forstliche Nutzung be-
einflusst und verkürzt die natürliche Waldentwicklung,
vor allem um die besonders struktur- und artenreichen
Phasen. In Wirtschaftswäldern erreichen die Bäume meist
nicht einmal die Hälfte oder ein Drittel ihrer möglichen
Lebensspanne, die beispielsweise bei Fichten und Kiefern
600 Jahre und bei Eichen 700 Jahre beträgt (MÜLLER
et al. 2007; JEDICKE 2008; Abb. 6-6).

Zum Abmildern des Klimawandels in den kommenden
Jahrzehnten sollte der Aufbau weiterer Kohlenstoffvor-
räte im Wald durch ein höheres Bestandsalter angestrebt
werden. Ein Erreichen des natürlichen Lebensalters der

Ta b e l l e  6-2

Anteil der Waldfläche in Deutschland nach Altersklassen

A b b i l d u n g  6-6

Anteil des durchschnittlichen Umtriebsalters am natürlichen Lebensalter verschiedener Baumarten

Der hellgrau gefärbte Anteil fehlt üblicherweise im Wirtschaftswald.
In Klammern: angenommenes natürliches Lebensalter in Jahren
Quelle: JEDICKE 2008, S. 380
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Baumarten und das Belassen von Totholz im Wald ist
gleichzeitig die Grundlage für das Vorkommen vieler ge-
fährdeter Waldarten.

6.3 Die Waldstrategie 2020: Aus-
gleich von Zieldivergenzen?

376. Die Nachfrage nach Holz steigt, der Klimawandel
schreitet voran und der Verlust von Biodiversität konnte
noch nicht gestoppt werden. All diese vielfältigen und
zum Teil gegenläufigen Anforderungen und Probleme
machen eine integrierende und abgestimmte Planung
dringend erforderlich. Jedoch scheinen die Abstimmun-
gen zwischen Naturschutz- und Forstabteilungen der Län-
derministerien bei der Entwicklung länderspezifischer
Schutzstrategien schwierig zu sein (HÖLTERMANN und
WINKEL 2011). Schwierigkeiten entstehen aufgrund
vielfältiger Herausforderungen: unterschiedliche Zustän-
digkeiten und Kompetenzen für dieselben Flächen, unter-
schiedliche Finanzierungen und wirtschaftliche Zielvor-
stellungen, verschiedene Fachsprachen bis hin zu
mangelnder Anerkennung des gegenseitigen Wissens.

Auf Bundesebene will das BMELV mit der Waldstrate-
gie 2020 (Deutscher Bundestag 2011c) dazu beitragen,
die Diskussion über die Waldnutzung weiter zu versachli-
chen und Zielkonflikte auszugleichen (BMELV Presse-
mitteilung 175 vom 13. August 2009). Die Bundesregie-
rung betont im zweiten Fortschrittsbericht zur Strategie
der nachhaltigen Entwicklung, dass die Sicherung der
ökologischen Lebensgrundlagen vorrangige Grundbedin-
gung ist, um andere Ziele erreichen zu können (Bundesre-
gierung 2008). Dies entspricht dem ökologisch ausgerich-
teten Konzept einer starken Nachhaltigkeit, bei dem das
Naturkapital über die Zeit hinweg konstant gehalten wer-
den soll und die ökonomischen und sozialen Rahmenbe-
dingungen auf den ökologischen Rahmenbedingungen
aufbauen (SRU 2008, Tz. 1 ff.; OTT und DÖRING 2008;
OTT 2010). Daher hätte nach Auffassung des Sachver-
ständigenrates für Umweltfragen (SRU) die Waldstrate-
gie 2020 als eine zentrale Säule zur Umsetzung der natio-
nalen Strategie zur biologischen Vielfalt verstanden
werden müssen, mit der Deutschland seinen Verpflichtun-
gen aus dem Übereinkommen über die biologische Viel-
falt und seiner Verantwortung zur Bewahrung des natio-
nalen Naturerbes, wie zum Beispiel seiner Buchenwälder,
nachkommt. Auch die Bundesregierung vertrat 2010 die
Auffassung, dass die Waldstrategie 2020 die Umsetzung
der nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt unter-
stützen werde und mit dieser vereinbar sei (Deutscher
Bundestag 2010, S. 3). Diese Erwartungen erfüllt die
Waldstrategie 2020 aus Sicht des SRU jedoch nicht.

377. Dafür gibt es mehrere Gründe. Zum einen werden
die Funktionen des Waldes nicht ausgewogen wiederge-
geben. So werden die Ziele der nationalen Strategie zur
biologischen Vielfalt für den Lebensraum Wald in der
Waldstrategie nicht zitiert (BMU 2007, Kap. B 1.2.1).
Dagegen werden der ökonomische Wert der Wälder und
ihre Produktionskraft für die Bereitstellung der erforderli-
chen Rohstoffe als zentrale Funktion des Waldes und die
Maximierung der Holzerträge als Schwerpunkt darge-

stellt. Auch dass die Hälfte des Gesamtholzaufkommens
importiert wird, wird in der Waldstrategie nicht deutlich
gemacht. Diese asymmetrische Funktionswahrung führt
zu einer Vernachlässigung der ökologischen Funktionen
des Waldes.

Zum anderen bedürfen die in der Waldstrategie dargestell-
ten Lösungsansätze in den neun aufgeführten Handlungs-
feldern der weiteren Unterfütterung durch konkrete Maß-
nahmen und geeignete Instrumente. Eine Gesamtstrategie
Waldnaturschutz, die den Schutz seltener und gefährdeter
Arten und Biotope, den Schutz von Arten, für die Deutsch-
land oder einzelne Bundesländer eine besondere Verant-
wortung tragen, sowie Teilaspekte der Erhaltung histori-
scher Waldnutzungsformen und der Einrichtung von
Wildnisgebieten stimmig zusammenführt, bleibt damit un-
erfüllt (ERB 2011). Der Holzeinschlag soll „maximal bis
zum durchschnittlichen jährlichen Zuwachs“ gesteigert
werden (Deutscher Bundestag 2011c, S. 17). Diese Ab-
sicht ist mit dem Zusatz versehen, dass die Basis „das Re-
ferenzszenario der Bundesregierung für die Klimaver-
handlungen/rd. 100 Mio. m3 pro Jahr“ ist. Dieses Ziel
wurde in Vorratsfestmetern bemessen und entspricht etwa
80 Mio. m3 Erntefestmetern (Deutscher Bundestag 2011b,
S. 30–31). Damit würde der Einschlag von 54,4 Mio. m³
Erntefestmetern im Jahr 2010 um fast die Hälfte gesteigert
werden (Statistisches Bundesamt 2011a; Tz. 365). Die
dann folgende Aussage „der Wald soll als CO2-Senke er-
halten bleiben“ wird damit ad absurdum geführt. Zur Ab-
milderung des Klimawandels in den kommenden Jahr-
zehnten sollte dagegen eher der Aufbau weiterer
Kohlenstoffvorräte im Wald durch ein höheres Bestandsal-
ter angestrebt werden. 

Die finanzielle Förderung einer Waldbewirtschaftung
bzw. ökologischer Leistungen der Forstwirtschaft, die
über eine ordnungsgemäße Forstwirtschaft hinaus gehen,
oder allgemein von „Leistungen der Waldökosysteme“
(Deutscher Bundestag 2011c, S. 24) kann nur nach einer
gesetzlichen Einführung flächendeckender ökologischer
Mindeststandards rechtlich eindeutig erfolgen. Ein ent-
sprechender Vorschlag zur Konkretisierung solcher Stan-
dards fehlt.

Es wäre in einer Strategie der Bundesregierung auch min-
destens zu erwarten gewesen, dass das Ziel „Entwicklung
einer Strategie von Bund und Ländern zur vorbildlichen
Berücksichtigung der Biodiversitätsbelange für alle Wäl-
der im Besitz der öffentlichen Hand bis 2010 und ihre
Umsetzung bis 2020“ (BMU 2007) weiter ausdifferen-
ziert wird.

Zu begrüßen ist dagegen die Aussage im Kapitel „Biodi-
versität und Waldnaturschutz“, dass „Waldnaturschutz
auch künftig ein integraler Bestandteil der modernen
Forstwirtschaft bleibt“. Deshalb sind auch „nutzungsfreie
Flächen“ ein notwendiger und integraler Bestandteil einer
multifunktionalen Forstwirtschaft und kein „segregieren-
der Ansatz“ (Deutscher Bundestag 2011c, S. 22; Ab-
schn. 6.2.2, Tz. 380, 383). Hinter dem Begriff „nutzungs-
freie Flächen“ bzw. „nicht bewirtschaftete Flächen“
verbergen sich semantisch die Flächenanteile mit „natür-
licher Waldentwicklung“ von 5 % der Waldfläche bzw.
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10 % der Waldfläche im Besitz der öffentlichen Hand, die
in der nationalen Biodiversitätsstrategie gefordert werden
(vgl. Tz. 350). Mit dieser Wortwahl wird ihnen ihre ge-
sellschaftliche Relevanz abgesprochen. Stattdessen soll-
ten die Ziele von Flächen mit „natürlicher Waldentwick-
lung“ genannt und deren rechtliche Absicherung
garantiert werden. Nur temporär aus der Nutzung genom-
mene Waldflächen können sonst nach zehn bis zwanzig
Jahren in einem langjährigen System wie der Forstwirt-
schaft wieder genutzt werden.

6.4 Handlungsempfehlungen

378. Um konkurrierende Nutzungsansprüche im Sinne
starker Nachhaltigkeit auszubalancieren, empfiehlt der
SRU die unter den Abschnitten 6.4.1 bis 6.4.8 dargestell-
ten Maßnahmen.

6.4.1 Ökologie als zukünftiges Fundament: 
Umsetzung der nationalen Strategie 
zur biologischen Vielfalt

Konkretisierung der Biodiversitätsstrategien
in den Ländern

379. Bereits im Jahr 2002 hat die Bundesregierung
Ziele einer nachhaltigen Politik in der nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie festgelegt (Bundesregierung 2002;
2004) und diese in ihren ökologischen Aspekten durch
die nationale Biodiversitätsstrategie konkretisiert. Die
Biodiversitätsstrategie bezieht dabei den gesamten Natur-
haushalt ein. Diese Sichtweise – die im BNatSchG seit
Langem verankert ist – bildet die Voraussetzung für einen
effizienten Sektor übergreifenden Naturschutz. Damit die
Ziele der nationalen Biodiversitätsstrategie auch für den
Lebensraum Wald wirklich umgesetzt werden können
und eine damit verbundene dauerhafte umweltgerechte
Waldbewirtschaftung erreicht werden kann, sollten sie
durch entsprechende raumkonkrete Strategien (in den
Landschaftsprogrammen) der Länder unterlegt werden.
Diese sollten in Zusammenarbeit zwischen Vertretern von
Behörden und Non-Governmental Organisations (NGOs)
aus Naturschutz und Landschaftspflege, Forst- und Land-
wirtschaft sowie Gewässerschutz an runden Tischen erar-
beitet und diskutiert werden und in die forstliche Planung
einfließen. Nur einige Bundesländer haben bereits ein-
zelne Aspekte der ökologischen Mindeststandards zur gu-
ten fachlichen Praxis in der Forstwirtschaft nach
WINKEL und VOLZ (2003) in ihren Biodiversitätsstrate-
gien verankert. Dazu gehören vor allem die Aspekte der
Naturverjüngung, des Alt- und Totholzanteils sowie die
Baumartenzusammensetzung (z. B. MUGV Brandenburg
2012; Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr
Baden-Württemberg 2011; Thüringer Ministerium für
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz 2011;
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin 2010;
MLU Sachsen-Anhalt 2010; Bayerisches Staatsministe-
rium für Umwelt und Gesundheit 2009; Sächsisches
Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 2009;
SaarForst Landesbetrieb 2008; Schleswig-Holsteinischer
Landtag 2008). Daneben haben einige Länder diese und
weitere Aspekte in ihren Waldstrategien verankert (z. B.

MIL Brandenburg 2011; Niedersächsisches Ministerium
für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und
Landesentwicklung 2011; Ministerium für Umwelt, Ener-
gie und Verkehr des Saarlandes 2011; Hessen-Forst
2010).

380. Indem definierte Vorrangflächen festgelegt werden,
um die in der nationalen Biodiversitätsstrategie genannten
Ziele zu erreichen, könnten die bestehenden Interessen-
konflikte entschärft werden. Dazu sollte die Landschafts-
planung genutzt werden. Die Ausweisung sollte nach fol-
genden Kriterien erfolgen (von EGAN-KRIEGER und
OTT 2007; JEDICKE 2008):

– naturschutzfachliche Kriterien (z. B. Standortqualität,
Naturnähe der Artenzusammensetzung, Seltenheit von
Arten/Lebensräumen, nationale bzw. internationale
Verantwortung von Arten/Lebensräumen, Größe und
Form der Fläche, Kontinuität bzw. Alter der Fläche),

– Vernetzung von Lebensraumelementen vorhanden,

– bestehende historische Nutzungsformen,

– Nähe zu dicht besiedelten Gebieten,

– (forstwirtschaftliches) Ertragspotenzial,

– Eigentumsverhältnisse,

– Akzeptanz der lokalen Bevölkerung.

Vorbildwirkung des öffentlichen 
Waldes verbindlich verankern

381. Wald im öffentlichen Besitz sollte als Allgemein-
gut im Interesse aller vorbildlich bewirtschaftet werden.
Dies bedeutet in erster Linie die Erhaltung der Biodiversi-
tät und der damit verbundenen Ökosystemleistungen.
Dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) zufolge dient
die „Bewirtschaftung des Körperschafts- und Staatswal-
des […] der Umwelt- und Erholungsfunktion des Waldes,
nicht der Sicherung von Absatz und Verwertung forst-
wirtschaftlicher Erzeugnisse. Die staatliche Forstpolitik
fördert im Gegensatz zur Landwirtschaftspolitik weniger
die Betriebe und die Absetzbarkeit ihrer Produkte als
vielmehr die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts“
(BVerfG, Urteil vom 31. Mai 1990, NVwZ 1991, S. 53).
Da der öffentliche Wald also nicht wie ein wirtschaftlich
orientierter Betrieb eine Rendite erwirtschaften muss,
sollte hier die (Daseins-)Vorsorge im Mittelpunkt stehen.
In der Forstwissenschaft wird von der „Gemeinwohlver-
pflichtung“ gesprochen (VOLZ 2011; SCHÄFER 2011).

Da eine dem Gemeinwohl verpflichtete Bewirtschaftung
des Waldes durch Private nicht gewährleistet werden
kann, sollten öffentliche Wälder nicht privatisiert werden,
weil sonst das Primat der Umwelt- und Erholungsfunk-
tion des Waldes vor der Sicherung von Absatz und Ver-
wertung forstwirtschaftlicher Erzeugnisse nicht langfris-
tig gesichert werden kann. So werden entsprechend der
Annahme, dass natürliche Waldgesellschaften langfristig
die risikoärmste und produktivste Form des Waldes dar-
stellen, beispielsweise im Saarländischen Landeswald so-
wie im Kommunalwald Lübeck durch Minimierung der
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forstlichen Eingriffe und bei Steigerung der Holzvorräte
Erträge erwirtschaftet (FÄHSER 2003; RAMMO 2011).

Die Komplexität ökologischer Systeme zusammen mit
dem Nichtwissen darüber, welche Arten wirklich für die
Erhaltung der Ökosystemleistungen notwendig sind und
zukünftig sein werden, spricht dafür, das Naturkapital
möglichst über die Zeit hinweg konstant zu halten (im Sinn
starker Nachhaltigkeit; vgl. OTT und DÖRING 2008;
ESER et al. 2011). Aus Vorsorgegründen sollte daher in
öffentlichen Haushalten ein Budget für Natur- und Um-
weltschutzmaßnahmen sowie Klimaanpassungsmaßnah-
men in den öffentlichen Wäldern festgelegt werden. Eine
solche feste Planung macht diese Ziele gleichzeitig sicht-
bar. Da der öffentliche Wald einen Großteil der Schutzge-
biete beherbergt, spielt er außerdem eine entscheidende
Rolle für die Erhaltung und den Erhaltungszustand des
Schutzgebietsnetzwerks Natura 2000.

Grundlegend für die Vorbildwirkung des öffentlichen
Waldes ist die Umsetzung der Ziele der nationalen Biodi-
versitätsstrategie (BMU 2007). Insbesondere sollte das
Ziel einer Zertifizierung von 80 % der Waldfläche mit
hochwertigen ökologischen Standards (z. B. FSC oder
Naturland) wie für 2010 vorgesehen erreicht werden. Mit
einer Orientierung an diesen Standards kann die Erhal-
tung der öffentlichen Wälder als Gemeingut am besten er-
reicht werden. 

Bei der Erreichung des Biodiversitätsstrategie-Ziels von
10 % öffentlichen Wäldern mit „natürlicher Waldentwick-
lung“ bis 2020 sollten alte Buchenwälder bevorzugt wer-
den (vgl. Tz. 349), denn für das Konzept eines nationalen
Buchenwald-Verbundsystems spielen große nutzungsfreie
Waldflächen als Schlüsselgebiete eine besondere Rolle
(PANEK 2011). Damit würde der Vorbildfunktion des
Staates Rechnung getragen.

382. Um die öffentliche Wahrnehmung und die Inwert-
setzung der vielfältigen Leistungen des Waldes zu stärken,
muss der allgemeine Wissenstransfer vertieft werden. Not-
wendig sind eine bildhafte Kommunikation und eine Par-
tizipation der Öffentlichkeit an Entscheidungsprozessen.
Die regelmäßig erfolgende Planung der Entwicklung eines
öffentlichen Forstes bzw. Großprivatwalds (Forsteinrich-
tung) sollte die Öffentlichkeit einbeziehen, auch um die
Akzeptanz für forstliche Planungen zu erhöhen. Dazu soll-
ten die Forstverwaltungen dafür notwendige Daten trans-
parent machen und mit Naturschutzverbänden, Gewerk-
schaften und Universitäten einen öffentlichen Diskurs im
Vorfeld der forstlichen Betriebsplanung organisieren. Zu-
dem sollten die Planung und die Kontrolle der Umsetzung
organisatorisch und institutionell getrennt werden.

Potenziale liegen nicht nur in der Wald- und Forstpolitik,
sondern auch in der Forderung nach nachhaltigen Kon-
sumstrukturen. Damit sich die Holzströme verringern und
der Verbrauch von Holz- und Papierprodukten an die
nachhaltig verfügbaren Holzressourcen angepasst wird,
muss die Politik Anreize für eine sparsame Nutzung
schaffen. Dazu sollte der Fokus neben dem Rückgang des
Holz- und Papierverbrauchs auf dem Recycling und der
langfristigen Verwendung von Gebrauchtholz (Nutzungs-

kaskade) liegen. Der stofflichen Verwendung sollte daher
Vorrang vor der energetischen gegeben werden.

6.4.2 Einführung ökologischer 
Mindeststandards

383. Die bundesgesetzlichen Grundlagen für den Natur-
schutz in Waldgebieten finden sich primär sowohl im
BWaldG als auch im BNatSchG sowie in weiteren Rege-
lungen (Bundesartenschutzverordnung, Forstschäden-
Ausgleichsgesetz, Forstvermehrungsgutgesetz sowie den
dazugehörigen Verordnungen). Bislang fehlt es an einer
klaren gesetzlichen Ausgestaltung im Hinblick auf das
Konkurrenzverhältnis (KROHN 2010, S. 9). Während
das BNatSchG vorrangig naturschutzbezogenen Belan-
gen dienen soll, erhebt das BWaldG einen umfassenden
Regelungsanspruch im Hinblick auf die gleichberechtigte
Sicherung der Schutz-, Nutzungs- und Erholungsfunktion
der Wälder und somit insbesondere auf die Ausgestaltung
der Bewirtschaftungsfreiheit der Forstwirte (ebd.).

Grundsätzlich wird in der Debatte um den Waldnatur-
schutz zwischen traditionellen segregativen und integrati-
ven Ansätzen unterschieden. Segregativer Schutz bedeu-
tet, dass auf kleinen Teilflächen des Waldes ein ungestörter
Ablauf ökosystemarer Prozesse zur Entwicklung von
Wildnisgebieten zugelassen wird und damit eine Trennung
von Schutzgebieten und Wirtschaftswald stattfindet. Inte-
grativer Schutz dagegen zielt auf die Durchführung von
Naturschutzmaßnahmen auf der gesamten (Wirtschafts-)
Waldfläche. Um die biologische Vielfalt langfristig erhal-
ten zu können, ist jedoch ein Miteinander beider Schutz-
ansätze nötig (SCHERZINGER 1996; JEDICKE 2008).
Das heißt, zusätzlich zur Ausweisung von Schutzgebieten
ist ein Mindestmaß an Naturschutz auf der gesamten
Waldfläche erforderlich. Indem ökologische Mindeststan-
dards in der Forstwirtschaft festgelegt werden, wird
gleichzeitig auch ein Schwellenwert zur Honorierung von
über diese ökologischen Mindeststandards hinausgehende
öffentliche Güter (public goods) und eine Voraussetzung
für den Vertragsnaturschutz etabliert.

Sowohl das BNatSchG als auch das BWaldG enthalten
– sehr allgemein gehaltene – Regelungen: laut BWaldG
§ 1 ist die „ordnungsgemäße Bewirtschaftung nachhaltig
zu sichern“ (ähnlich § 11 Absatz 1). Das BNatSchG sagt in
§ 5 Absatz 3: „Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist
das Ziel zu verfolgen, naturnahe Wälder aufzubauen und
diese ohne Kahlschläge nachhaltig zu bewirtschaften. Ein
hinreichender Anteil standortheimischer Forstpflanzen ist
einzuhalten“. Die genannten Grundsätze wie der Aufbau
naturnaher Wälder, die Vermeidung von Kahlschlägen so-
wie die Erhaltung standortheimischer Pflanzen entfalten
jedoch aufgrund fehlender Konkretisierung und Sank-
tionsmöglichkeiten kaum unmittelbare Steuerungswir-
kung (KROHN 2010, S. 9). Ihr Regelungscharakter er-
schöpft sich darin, die ordnungsgemäße Forstwirtschaft
von den besonderen Artenschutzbestimmungen und Ein-
griffsregeln freizustellen und sie damit auch von entspre-
chenden Ausgleichs- und Ersatzverpflichtungen auszu-
nehmen (vgl. §§ 13, 14 Absatz 2, § 44 Absatz 4
BNatSchG). Während die Bundesregelungen ohnehin auf
eine Konkretisierung durch die Länder angelegt sind, hat
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auch in diesen eine Konkretisierung der Prinzipien bisher
nicht in ausreichendem Maß stattgefunden. Zwar haben
einige Länder in Teilbereichen Konkretisierungen vor-
genommen, die in einigen Fällen sogar mit Ordnungswid-
rigkeiten sanktioniert sind. Abweichendes Landesnatur-
schutzrecht wurde in Bayern und Schleswig-Holstein
erlassen. Wünschenswert wäre daher eine bundesweite
Festlegung von einheitlichen ökologischen Mindeststan-
dards (SRU 2008, Tz. 454), insbesondere vor dem Hinter-
grund des erhöhten Nutzungsdrucks durch Energiepflanzen,
des Ausbaus der Windenergienutzung auf Waldflächen,
der Herausforderungen des Klimawandels und der zuneh-
menden Fälle von Kahlschlägen und übermäßigen Eingrif-
fen in wertvolle Bestände. Dazu könnte zum Beispiel eine
Konkretisierung des Begriffs der „ordnungsgemäßen
Forstwirtschaft“ in § 11 Absatz 1 BWaldG beitragen so-
wie eine Verordnungsermächtigung im BNatSchG, die
auch Sanktionsmöglichkeiten umfasst. Dies gilt, obwohl
die Länder von einer solchen Regelung abweichen kön-
nen, wenn sie auf der konkurrierenden Gesetzgebungs-
kompetenz für den Naturschutz beruht. Zum einen ist es
nicht zu unterschätzen, welche Wirkung in Richtung ein-
heitlicher Standards von einer Bundesregelung ausgehen
würde. Zum anderen würde eine Abweichung von Seiten
einzelner Länder immer einen Rechtfertigungsdruck er-
zeugen, der eine abweichende Regelung schwieriger
macht.

Wegen der Gemeinwohlverpflichtung bei der Bewirt-
schaftung des öffentlichen Waldes sollten die ökologi-
schen Mindeststandards jedenfalls für diese Eigentums-
formen des Waldes eingeführt werden (VOLZ 2011).

Für die gute fachliche Praxis bzw. ökologische Mindest-
standards in der Forstwirtschaft haben WINKEL und
VOLZ (2003) bereits 17 Kriterienvorschläge erarbeitet,
die einen wesentlichen Beitrag zu einer nachhaltigen
Waldnutzung leisten können und die nach wie vor aktuell
sind. Die Vorschläge umfassen unter anderem:

– den Vorzug von Naturverjüngung,

– die Beschränkung der Bodenbearbeitung und die Er-
haltung der natürlichen Bodenstruktur,

– das Mindestalter von Endnutzungsbeständen (Nadel-
bäume > 50 Jahre, Laubbäume > 70 Jahre),

– die Beschränkung des Einsatzes von Pestiziden, Her-
biziden und Holzschutzmitteln auf ein Minimum,

– den integrativen Naturschutz im Wirtschaftswald
(z. B. ausreichender Alt- und Totholzanteil),

– die Baumartenzusammensetzung (keine Reinbestände
mit standortwidrigen oder fremdländischen Baumar-
ten),

– die Düngung nur zur Behebung anthropogen verur-
sachten Nährstoffmangels und

– das Kahlschlagverbot.

384. Im Sinne des integrativen Ansatzes sollte der Bund
ein allgemeines Ziel der naturnahen Waldwirtschaft fest-
legen, das oberhalb der geforderten Mindeststandards

Raum für Förder- und Honorierungsmaßnahmen schafft.
Auf diese Weise könnten Unsicherheiten über die Rechts-
folgen einer gesetzlichen Konkretisierung aus dem Weg
geräumt werden, ohne dabei auf eine naturschutzrechtlich
durchsetzbare Grundsicherung zu verzichten (WINKEL
2007, S. 276). Die konkrete Umsetzung der Bewirtschaf-
tungspflichten verbleibt als Aufgabe bei den Ländern. 

Einführung und Kontrolle von Nutzungsgrenzen

385. Angesichts des erhöhten Nutzungsdrucks infolge
des Bioenergiebooms, der Herausforderungen des Klima-
wandels und der wieder zunehmenden Fälle von Kahl-
schlägen und übermäßigen Eingriffen in wertvolle Be-
stände ist es dringend notwendig, für die Nutzung des
Waldes bundesweite Mindestgrenzen für die Zielvorräte
festzulegen.

Bis 2008 ist der Holzvorrat gegenüber dem Jahr 2002
leicht auf durchschnittlich circa 330 m3/ha gestiegen
(OEHMICHEN et al. 2011). Bei Buchennaturwäldern in
Naturwaldreservaten in Deutschland liegt der Vorrat im
„lebenden Bestand“ (ohne Totholz) bei über 700 m³/ha
(ENDRES und FÖRSTER 2010). Damit liegt der derzei-
tige Holzvorrat unter der Hälfte des natürlichen Vorrats
(von Buchenwaldstandorten). Da bereits 93 % des Zu-
wachses eingeschlagen werden und der Wald in Deutsch-
land eventuell ab 2012 von einer Kohlenstoffsenke zu ei-
ner Kohlenstoffquelle werden könnte (KRUG und KÖHL
2010), sollte der Holzvorrat aus Vorsorgegründen aber
mindestens die Hälfte des Natürlichen, also 350 m3/ha, be-
tragen: Mindestens 50 % der natürlichen Holzvorräte soll-
ten erhalten bleiben. Dies ist notwendig, um mögliche Ka-
tastrophen infolge des Klimawandels abzufedern (z. B.
Sturmereignisse, Trockenperioden, Waldbrände) und den
Wald als Kohlenstoffspeicher zu sichern. Sollte der Holz-
vorrat unter diese Grenze sinken, sollten im Rahmen einer
interministeriellen Arbeitsgruppe Maßnahmen zur prakti-
schen Einführung von Nutzungsgrenzen festgelegt wer-
den. Handlungsleitend dafür sollten die durchschnittlichen
nationalen Holzvorräte sein. Dazu stehen Daten zur Verfü-
gung, die regelmäßig im Rahmen der Bundeswaldinventu-
ren in einem 4 km x 4 km Grundnetz und zum Beispiel in
der Inventurstudie 2008 (OEHMICHEN et al. 2011) in ei-
nem 8 km x 8 km Grundnetz erhoben werden. Greenpeace
schlägt einen durchschnittlichen Zielvorrat zwischen 400
und 600 m3/ha vor (Greenpeace 2011).

Die forstwirtschaftliche Nutzung des Waldes würde durch
Mindestgrenzen nicht verboten, sondern lediglich be-
schränkt. Für den Staatswald ist dies im Hinblick auf
seine vorrangige Umwelt- und Erholungsfunktion in je-
dem Fall berechtigt (BVerfG, Urteil vom 31. Mai 1990,
NVwZ 1991, S. 53). Im Falle der Privatwälder würde die
gesetzliche Regelung – wie auch andere Vorschriften des
BWaldG und des BNatSchG – die Eigentumsfreiheit (Ar-
tikel 14 Absatz 1 GG) einschränken. Dies wäre im Hin-
blick auf die Sozialbindung des Eigentums (Artikel 14
Absatz 2 GG) und unter Berücksichtigung der betroffe-
nen Allgemeinwohlbelange jedoch gerechtfertigt.
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6.4.3 Honorierung ökologischer Leistungen

386. Als Ökosystemleistungen („ecosystem services“)
werden ökologische Prozesse bezeichnet, die für das
Wohlergehen von Menschen von Bedeutung und damit
wertvoll sind (ESER et al. 2011; vgl. Abschn. 1.2.2). Die
Ökosystemleistungen von Wäldern über die Holzproduk-
tion hinaus müssen noch klarer definiert und herausgear-
beitet und in der Öffentlichkeit kommuniziert werden
(Tz. 382). Sollen bestimmte Ökosystemleistungen von
Wäldern in Wert gesetzt werden, ist sicherzustellen, dass
gleichzeitig der Schutz und die Erhaltung der Biodiversi-
tät gewährleistet werden. Das bedeutet, dass zum Beispiel
die Erfüllung der Kohlenstoff-Senkenfunktion oder der
Wasser- und Bodenschutz mit standortgerechten heimi-
schen Baumarten erfolgt.

Die wichtigsten öffentlichen Güter, die vom Ökosystem
Wald bereitgestellt werden können, sind der Natur-, Um-
welt- und Klimaschutz, der Wasser-, Boden- und Ero-
sionsschutz sowie sein Beitrag zur Erholung. Allerdings
stellt nicht jede forstwirtschaftliche Praxis diese öffentli-
chen Güter per se bereit. Gerade in ökonomisch durchra-
tionalisierten forstwirtschaftlichen Betrieben ist die Be-
reitstellung von öffentlichen Gütern mit (Opportunitäts-)
Kosten verbunden. Private Betriebe, die diese Kosten auf
sich nehmen, sollten auch dafür entlohnt werden.

Die langen Produktionszeiträume in der Forstwirtschaft,
die dazu führen können, dass die gewünschten Auswir-
kungen durchgeführter Maßnahmen erst zu einem viel
späteren Zeitpunkt wirksam werden, können eine erfolgs-
orientierte Honorierung erschweren. Dessen ungeachtet
ist eine klare Definition der jeweils zu honorierenden
Leistung von entscheidender Bedeutung (von EGAN-
KRIEGER und OTT 2007). Die gesetzliche Einführung
ökologischer Mindeststandards (vgl. Abschn. 6.4.2) bie-
tet daher auch die notwendige Grundlage für die Honorie-
rung darüber hinausgehender ökologischer Leistungen
der Forstwirtschaft.

Instrumente und Finanzierungsmöglichkeiten

387. Über ökologische Mindeststandards und die Schutz-
gebietsbestimmungen hinaus können verschiedene Instru-
mente im Privat- und Körperschaftswald den Naturschutz
stärken und die Honorierung öffentlicher Leistungen för-
dern (WINKEL et al. 2005). Informationsgrundlagen und
Entscheidungshilfen darüber regelmäßig zusammenfas-
send darzustellen und zugänglich zu machen, wäre wün-
schenswert (GÜTHLER et al. 2005). Als Instrumente sind
hauptsächlich zu nennen:

– Einbeziehung der Waldwirtschaft in die Gemeinsame
Agrarpolitik (GAP): Zukünftig sollten mehr Umwelt-
maßnahmen auf forstwirtschaftlichen Flächen durch
Mittel der 2. Säule der GAP (Entwicklung des ländli-
chen Raumes) umgesetzt werden (vgl. auch RNE 2004
S. 13). Die EU fördert seit 2007 sogenannte Waldum-
weltprogramme aus Mitteln der 2. Säule. Die Umset-
zung in Deutschland ist aber bislang noch gering.

– Waldklimafonds besser nutzen: Ein Fonds, der aus Er-
lösen des Emissionshandels finanziert wird, wird zu-

künftig Anreize zur Stärkung des Klimaschutzes set-
zen. Ab 2013 sind dazu jährliche Mittel in Höhe von
35 Mio. Euro (in Abhängigkeit von der Zertifikats-
preisentwicklung im europäischen Emissionshandel)
vorgesehen, mit denen Maßnahmen zur Anpassung an
den Klimawandel sowie zur Sicherung und zum Aus-
bau des Beitrags von Wald und Holz zum Klimaschutz
finanziert werden sollen (HEUER 2011). Beispiels-
weise könnte mit diesen Geldern unter dem Stichwort
„Referenzflächen“ auch die Einrichtung von Wildnis-
flächen gefördert werden. Allerdings überwiegen in
den bislang vorgeschlagenen Fördermaßnahmen Ziele
der wirtschaftlichen Absicherung.

– Ausweitung und Anpassung der Beratung: Ein ver-
stärkter Transfer aktueller wissenschaftlicher Erkennt-
nisse und politischer Entwicklungen an die Forstwirt-
schaft kann vorhandene Potenziale aufzeigen und an
lokale Bedingungen und Zielvorstellungen (insbes.
der Privatwaldbesitzer) angepasste Lösungen entwi-
ckeln.

– Vertragsnaturschutz stärken: Finanzielle Anreize zur
Umsetzung naturschutzfachlicher Maßnahmen können
sehr zielgerichtet eingesetzt werden. Es bestehen zum
Beispiel Förderprogramme der Länder, die auf eine
Erhöhung der Totholzanteile abzielen (Übersicht zu
Förderprogrammen s. SCHABER-SCHOOR 2011).

– Ökokonten: Räumlich sehr stark begrenzte Maßnah-
men können im Rahmen der Eingriffsregelung durch
Kompensationsmaßnahmen im Wald erreicht werden.
SCHAICH und KONOLD (2012) geben Beispiele zur
Operationalisierung von Waldnaturschutzzielen durch
die Bereitstellung von Kompensationsmaßnahmen.

– Bundesprogramm Biologische Vielfalt: Ziel dieses
Programms ist es, die Umsetzung der nationalen Bio-
diversitätsstrategie zu fördern. Es wurde Anfang 2011
gestartet und verfügt über einen Finanzrahmen von
15 Mio. Euro jährlich. Maßnahmen zum Waldschutz
können insbesondere unter dem Schwerpunkt „Si-
chern von Ökosystemleistungen“ gefördert werden.

– LIFE+ (L’Instrument Financier pour l’Environne-
ment): Im Rahmen des Förderprogramms der Europäi-
schen Kommission zu Umweltschutzbelangen können
auch Maßnahmen zum Waldnaturschutz kofinanziert
werden. Das wesentlich zu knapp bemessene Pro-
gramm verfügt für den Zeitraum 2007 bis 2013 über
ein Budget von insgesamt circa 2,1 Mrd. Euro.

Grundsätzlich sollte zudem geprüft werden, welche Mög-
lichkeiten auch hier bestehen, umweltschädliche Subven-
tionen abzubauen und die umweltfreundliche öffentliche
Beschaffung zur Förderung des Waldschutzes einzusetzen
(vgl. Abb. 1-3, Tz. 704, 709). 

6.4.4 Wildnisgebiete im Wald rechtlich sichern

388. Für eine rechtlich gesicherte Ausweisung von
Wildnisgebieten eignen sich insbesondere die Kern- und
Naturzonen innerhalb von bestehenden Nationalparks.
Auch die empfohlene Mindestgröße von möglichst mehr
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als 10 km2 für Nationalparke in Deutschland (BfN 2010a)
ist vorteilhaft für die Ausweisung möglichst großflächi-
ger Waldflächen, in denen Entwicklungsprozesse natür-
lich und ungestört ablaufen können. „Nach den interna-
tionalen Management-Kategorien der IUCN ist ein
Nationalpark ein Schutzgebiet, das hauptsächlich zur Si-
cherung großflächiger natürlicher und naturnaher Gebiete
und großräumiger ökologischer Prozesse etabliert wird
(Kategorie II). Es soll die ökologische Unversehrtheit ei-
nes oder mehrerer Ökosysteme sichern, diesem Ziel ab-
trägliche Nutzungen ausschließen und Naturerfahrungs-,
Forschungs-, Bildungs- und Erholungsangebote fördern.
Um die internationalen Richtlinien der IUCN zu erfüllen,
müssen mindestens drei Viertel der Fläche eines Schutz-
gebietes seinem Hauptziel entsprechend verwaltet wer-
den“ (BfN 2010a).

389. Wie die Besucherzahlen von Nationalparks bele-
gen, erlauben Wildnisgebiete auch eine erhebliche Wert-
schöpfung. Solche Einrichtungen stärken das Naturerle-
ben und -verständnis und dienen gleichzeitig der Erholung
einer zunehmend urbanen Bevölkerung. Der aus der Auf-
gabe der Bewirtschaftung in einem Teil des Waldes resul-
tierende Verlust von Arbeitsplätzen in der Forstwirtschaft
kann durch Entstehung neuer Beschäftigung zum Beispiel
in den Bereichen Planung, Tourismus und Umweltbildung
oder die organisatorische Betreuung von Ökokonten
zumindest zum Teil kompensiert werden. So ist im Natio-
nalpark Hainich, dem größten zusammenhängenden Laub-
waldgebiet Deutschlands („Urwald mitten in Deutsch-
land“), ein Baumkronenpfad errichtet worden und im
Nationalpark Eifel wurde ein Fernwanderweg, ein soge-
nannter Wildnis-Trail, angelegt. Große Schutzgebiete wie
Nationalparke können sogar mehr lokale Beschäftigung
schaffen als die Holzindustrie (HANSKI und WALSH
2004). Der mit Nationalparks verbundene Tourismus leis-
tet einen beachtlichen wirtschaftlichen Beitrag für die Re-
gionalwirtschaft (JOB et al. 2009). Mit jährlich rund
10,5 Mio. Nationalparktouristen, die in erster Linie wegen
des Schutzgebiets die Reiseentscheidung getroffen haben,
werden in den Regionen der 14 deutschen Nationalparks
circa 431 Mio. Euro Umsatz erwirtschaftet.

390. Doch lässt sich das 2 %-Ziel für Wildnisgebiete
(vgl. Abschn. 6.2.2) mit Flächen der bestehenden Natio-
nalparks allein nicht erreichen. Daher werden auch Wild-
nisentwicklungsgebiete außerhalb von Nationalparks und
außerhalb von Wäldern (vorzugsweise rund um die alten
Buchenwaldgesellschaften) für das Erreichen des
2 %-Ziels notwendig sein und allein Flächen der öffentli-
chen Hand nicht ausreichen.

6.4.5 Zertifizierung der Holzproduktion 
weiter stärken

391. Grundlegend für jegliche Holznutzung sollte eine
Forstwirtschaft sein, die Naturschutzaspekte berücksich-
tigt. Eine wichtige Handlungsoption zur Stärkung von
Naturschutzaspekten und der Resilienz von Waldökosys-
temen ist daher die Förderung eines anspruchsvollen Zer-
tifizierungssystems wie dem FSC. PEFC zählt der SRU
nicht zu den hochwertigen ökologischen Standards.

PEFC stellt gegenüber FSC das deutlich schwächere Zer-
tifizierungssystem dar (s. Tz. 366). Bei der öffentlichen
Beschaffung sollten deshalb die FSC-Kriterien zugrunde
gelegt werden. Der SRU hat bereits empfohlen, einen In-
dikator „Nachhaltige Forstwirtschaft“ in die Nachhaltig-
keitsstrategie aufzunehmen, der nur den Flächenanteil der
nach FSC zertifizierten Waldflächen in Deutschland (in
%) repräsentiert (SRU 2011). Eine Zertifizierung durch
FSC muss zukünftig außerdem die Grundlage für die Nut-
zung von Holz zur Energiegewinnung darstellen.

6.4.6 Wald vor Wild: das Bundesjagdgesetz an 
gesellschaftliche Ziele anpassen und 
effektiv vollziehen

392. Grundsätzlich ist eine Anpassung des BJagdG
durch die Einführung eines Zielkriteriums der naturnahen
Waldwirtschaft für die Schalenwildbewirtschaftung nötig,
weil dieses die größten Schäden im Wald verursacht
(WINKEL 2007, S. 436; AMMER et al. 2010, S. 35).
Nach § 32 Absatz 2 BJagdG wird außerdem ein Schaden
an Bäumen und anderen Pflanzen im Wald nur ersetzt,
wenn der Waldbesitzer Schutzvorkehrungen getroffen
hat. Durch diese Regelung wird in der Praxis ein Scha-
densersatz meist ausgeschlossen. Daher könnte eine Lo-
ckerung dieses Paragrafen das Ziel der Erhaltung der Bio-
diversität in den Vordergrund rücken.

Folgende Maßnahmen, die teilweise auch eine Änderung
des BJagdG erfordern, könnten zudem im Bereich der
Schalenwildbewirtschaftung zu einer Lösung des Kon-
flikts und einer Gewährleistung der auf das Allgemein-
wohl bezogenen Leistungen des Waldes beitragen
(NABU 2008, S. 43):

– Einstufung der Vermeidung von Wildschäden als prio-
ritär gegenüber (monetären) Ersatzmaßnahmen und
Einbeziehung von ökologischen Schäden bei der Scha-
densermittlung (Verlust von Arten, Schäden an Popula-
tionen, Schäden für die Schutzziele von Schutzgebie-
ten, Verlust der Ökosystemleistungen),

– Verbot der Fütterung von Wildtierpopulationen,

– Anpassung der Jagdpraxis an die ökologischen Ver-
hältnisse und den Waldzustand (z. B. durch eine
Orientierung an den Ergebnissen eines verpflichtend
durchzuführenden Verbissmonitorings), 

– bundeseinheitliche, kreisweise und artenscharfe Stre-
ckenerfassung, um eine Erhebung der tatsächlich ge-
streckten Tiere und der Wildbestände bundesweit zu
ermöglichen (Deutscher Bundestag 2011a, S. 4).

Grundsätzlich ist es erforderlich, ein modernes Wildtier-
management einzuführen, in welchem die Bedürfnisse
der jagdbaren Tiere und die Erhaltung ihrer Lebensräume
im Vordergrund stehen. Zur Bewältigung des Wald-Wild-
Konflikts sind die gesetzlichen Grundlagen für eine Ver-
besserung der Situation größtenteils bereits vorhanden,
allerdings in den genannten Punkten ergänzungsbedürf-
tig. Mindestens ebenso bedeutsam ist aber der mangel-
hafte Vollzug der Vorgaben (vgl. Tz. 372). Aus diesem
Grund ist es erforderlich, effektivere Kontrollmechanis-
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men und eine stärkere Sanktionierung von Verstößen auf
Länderebene einzuführen.

6.4.7 Europäische Ebene

393. Bislang gibt es auf Ebene der EU keine kohärente,
gemeinsame Waldpolitik. Entscheidungen, die den Wald
betreffen, werden größtenteils auf Ebene der einzelnen
Mitgliedstaaten geregelt. Gegenwärtig existieren ledig-
lich zwei EU-Instrumente, die direkt Wälder zum Inhalt
haben: die EU-Forststrategie (1998) und der EU-Forstak-
tionsplan (2006). Zudem enthält auch die Biodiversitäts-
strategie der EU mehrere Ziele und Maßnahmen für den
Lebensraum Wald (Europäische Kommission 2011). Da-
neben sind allerdings etliche Politikbereiche für Wälder
relevant: die GAP, die Wasserwirtschaftspolitik, vor al-
lem die Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG (WRRL),
der Biodiversitätsschutz einschließlich Natura 2000 (Eu-
ropäische Kommission 2006; 2011) und die Förderung
der erneuerbaren Energien. 

Obwohl die Kompetenz für die Forstpolitik grundsätzlich
bei den Mitgliedstaaten liegt, gibt es Bestrebungen sei-
tens der EU, eine kohärente gemeinschaftliche Waldpoli-
tik einzuführen (Europäische Kommission 2010). Eine
Kompetenz der EU könnte vor dem Hintergrund der
Herausforderungen, die der Klimawandel als grenzüber-
schreitender Tatbestand an die Waldpolitik stellt, auf Arti-
kel 192 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV) gestützt werden. Der Klimawandel
erfordert seinerseits bestimmte forstwirtschaftliche He-
rangehensweisen, die ebenfalls ein Tätigwerden der EU
begründen könnten. 

394. Eine Kompetenz der EU besteht auch für Natur-
schutzaspekte der Waldpolitik, insbesondere solche, die
das Schutzgebietsnetzwerk Natura 2000 betreffen. In Be-
zug auf Wälder regelt die FFH-Richtlinie den Schutz und
das Management innerhalb des Schutzgebietsnetzwerks
Natura 2000 sowie den Schutz von Arten des Anhangs IV
der Richtlinie, soweit diese im Wald leben, inklusive des
dafür notwendigen Monitorings (zu verschiedenen Optio-
nen auf europäischer Ebene s. WINKEL et al. 2009).

Eine besondere Verantwortung für Natura 2000 kommt
dabei der öffentlichen Hand als Waldbesitzer zu
(Tz. 346 f.). Der öffentliche Wald sollte die Grundlage für
den Ausbau eines Netzwerks mit höchsten ökologischen
Standards und Schwellenwerten bilden. Zur „Verbesse-
rung der ökologischen Kohärenz von Natura 2000“, wie
sie in Artikel 10 der FFH-Richtlinie gefordert wird, muss
der Richtlinie zufolge der länderübergreifende Biotopver-
bund ausgebaut werden. Dabei sollten mindestens einige
Gebiete eine Größe von mehr als 10 km2 aufweisen (BfN
2010b). Zum dauerhaften Schutz der biologischen Viel-
falt und zur Sicherung bzw. Verbesserung des Erhaltungs-
zustandes von Arten und Lebensraumtypen ist ein ad-
äquates und effektives Management nötig. Dazu sollten
Managementpläne für die Natura 2000-Gebiete erstellt,
umgesetzt und überwacht werden. Nach Artikel 17 FFH-
Richtlinie bestehen Berichtspflichten mit nationalen und
gemeinschaftlichen Berichten alle sechs Jahre zum Bei-

spiel auch über Erhaltungsmaßnahmen und die Effizienz
des Netzes Natura 2000.

Eine Überwachung des Erhaltungszustands der Arten und
Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse ist
nach Artikel 11 der FFH-Richtlinie verpflichtend. Dies
sollte durch ein länderübergreifendes Monitoringsystem
für Natura 2000-Schutzgüter geschehen (SRU 2008,
Tz. 421). In der laufenden Berichtsperiode wird erprobt,
die Daten aus der dritten Bundeswaldinventur für die Be-
wertung des Erhaltungszustandes häufiger Wald-Lebens-
raumtypen heranzuziehen – bei der atlantischen Region
betrifft das zwei Lebensraumtypen und bei der kontinen-
talen Region fünf Lebensraumtypen. Hierfür wurde die
Bundeswaldinventur in Abstimmung mit den Naturschutz-
und Forstverwaltungen um eine Methode zur Erfassung
der Wald-Lebensraumtypen und ihrer Erhaltungszustände
erweitert (ALDINGER und MÜLLER-KROEHLING
2012). Grundlage zur Erfüllung der Berichtspflichten, aber
auch allgemein um zu überprüfen, ob die Ziele der Biodi-
versitätsstrategie im Wald erreicht werden, sollte der bun-
desweite Ausbau der ökologischen Flächenstichprobe sein
(vgl. Abschn. 10.3.1, 10.4.2, Tz. 539).

Fraglich ist allerdings grundsätzlich, ob eine vergemein-
schaftete Waldpolitik überhaupt ökologisch vorteilhaft
wäre, weil sie die sehr unterschiedlichen Bedingungen in
den Mitgliedstaaten einbeziehen müsste und keinen Kom-
promiss auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner darstel-
len dürfte. Angesichts der naturräumlichen Unterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten sollte eine EU-Waldpolitik
jedenfalls genug Spielräume für angepasste Regelungen
enthalten.

Illegaler Holzeinschlag

395. Die FLEGT-Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 hat
das sogenannte FLEGT-Genehmigungssystem (FLEGT –
Forest Law Enforcement, Governance and Trade) für
Holzimporte in die EU eingerichtet, das verhindern soll,
dass illegal eingeschlagenes Holz importiert wird. Sie
wurde in Deutschland mit dem Holzhandels-Sicherungs-
Gesetz (HolzSiG) umgesetzt. Die Einfuhr von Holz und
bestimmten Holzprodukten ist nach der EU-Verordnung
nur erlaubt, wenn für diese eine FLEGT-Genehmigung
vorliegt. Durch das Gesetz wird geregelt, wie auf nationa-
ler Ebene Holzeinfuhren aus Ländern, die mit der EU
Partnerschaftsabkommen gegen den illegalen Holzein-
schlag abgeschlossen haben, kontrolliert werden. Es
stattet auch die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung (BLE) als zuständige Behörde mit den erforderli-
chen Eingriffsbefugnissen aus. FLEGT beinhaltet ein Li-
zenzsystem mit Genehmigungsstellen in den jeweiligen
Partnerländern für Holzexporte in die EU, bei dem Holz
aus legaler Herkunft gekennzeichnet wird. Die Kriterien
werden in einzelnen Partnerschaftsabkommen festgelegt,
die bislang mit Ghana, Kamerun, der Republik Kongo,
der Zentralafrikanischen Republik, Indonesien und Libe-
ria geschlossen wurden. Um Transparenz sicherzustellen,
sollten die Abkommen durch ein unabhängiges Monito-
ring überwacht werden, denn nach einer Studie des World
Wide Fund For Nature (WWF) kamen im Jahr 2006 circa
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11 Mio. m³ (r) Produkte auf der Basis von Holz, die nach
Deutschland eingeführt wurden, aus illegalen oder ver-
dächtigen Importen (HIRSCHBERGER 2008).

Aus Sicht des SRU sollte dieser sehr wichtige Schritt al-
lerdings konsequenterweise auch Bücher, Zeitungen und
andere Druckerzeugnisse umfassen, die bislang von der
Regelung ausgenommen sind. Um einen Wettbewerbs-
vorteil für Länder mit geringen gesetzlichen Standards
sowie illegale Importe zu vermeiden, sollten zukünftig
alle Importe von Holz oder Holzprodukten aus nachweis-
lich legaler und nachhaltiger Nutzung stammen und ent-
lang der gesamten Produktions- und Transportkette inner-
halb des EU-Binnenmarktes unabhängig kontrollierbar
sein.

6.4.8 Institutionelle Reform der minis-
teriellen Zusammenarbeit

396. Die ökologischen Lebensgrundlagen müssen vor-
rangig gesichert werden, weil sie die Basis für das Errei-
chen wirtschaftlicher Ziele auf Waldflächen darstellen.
Der Schutz der biologischen Vielfalt und der durch sie er-
möglichten Ökosystemleistungen ist zentral. Die Schwie-
rigkeiten, die bei der Entwicklung der Waldstrategie 2020
aufgetreten sind (Tz. 376 f.), zeigen, dass dies bislang in-
stitutionell nicht gewährleistet ist. Auch eine bereits be-
stehende Interministerielle Arbeitsgruppe zur Umsetzung
der nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt konnte
beispielweise den Konflikt zwischen Forstwirtschaft und
Biodiversitätsschutz nicht lösen. Um den Naturschutzas-
pekt in der Waldpolitik zu stärken, sollte die bisherige
Unterabteilung Forstwirtschaft des BMELV daher in das
BMU integriert werden. 

Wesentliche Teile der internationalen Waldpolitik sind
bereits dem BMU zugeordnet. Durch eine Bündelung der
Zuständigkeiten beim BMU könnte eine größere Kohä-
renz zwischen nationaler und internationaler Waldpolitik
geschaffen werden. In der praktischen Umsetzung des
Naturschutzes im Wald würde dies die Verzahnung zwi-
schen der Bundeswaldinventur, der Umsetzung von Na-
tura 2000 und generell des Monitorings im Wald gewähr-
leisten (vgl. Tz. 394).

Derzeit teilen sich die Zuständigkeiten wie folgt auf:

– BMU: Übereinkommen über die biologische Vielfalt
(CBD), Klimarahmenkonvention (UNFCCC), Rege-
lungen des Washingtoner Artenschutzübereinkom-
mens (CITES), FFH-Richtlinie und die UN-Konferen-
zen für nachhaltige Entwicklung;

– BMELV: Waldforum der Vereinten Nationen (UNFF),
Forest Europe, Verhandlungen der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
(FAO) zum Thema Wald und für Rechtsdurchsetzung,
Politikgestaltung und Handel im Forstsektor (FLEGT); 

– BMWi (Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie): Internationales Tropenholz-Übereinkommen
(ITTA);

– BMF (Bundesministerium der Finanzen): Bundes-
wald.

Als ein erster Schritt sollte eine permanente Bund/Län-
der-Arbeitsgruppe zur Umsetzung der waldrelevanten
Ziele der nationalen Biodiversitätsstrategie eingesetzt
werden. Diese soll eine Strategie von Bund und Ländern
zur vorbildlichen Berücksichtigung der Biodiversitätsbe-
lange für alle Wälder im Besitz der öffentlichen Hand bis
2010 und ihre Umsetzung bis 2020 entwickeln (BMU
2007, S. 32).

6.5 Zusammenfassung

397. Insgesamt konkurrieren unterschiedliche Nutzun-
gen um die Wälder. Es besteht die Gefahr, dass sich hier-
bei die Ansprüche der kommerziellen Holzproduktion auf
Kosten anderer Ziele durchsetzen. Als Lösungsmöglich-
keit für die bestehenden Zielkonflikte schlägt der SRU
eine differenzierte Nutzung der Waldfläche unter dem
Vorrang des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen
vor. Dabei ist ein „patchwork“ verschiedener Nutzungsty-
pen wie beispielsweise Flächen mit natürlicher Waldent-
wicklung, Wildnis, Naturschutz, Klimaschutz, Klimaan-
passung, Tourismus und Forstwirtschaft auf den jeweils
dafür geeigneten Flächen wünschenswert (SCHERZIN-
GER 1996), das mit bundesweiten Grenzen für die Holz-
nutzung verknüpft werden sollte. Als Grundlage dafür
schlägt der SRU folgende Punkte vor:

– Ökologische Mindeststandards im Wald einführen:
Biodiversitäts- und bodenschonende Bewirtschaf-
tungsformen im Wald sollten grundlegend für wirt-
schaftliche Ziele sein und die flächendeckende Basis
einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung bilden. Sie
schützen gleichzeitig auch die Funktion der Wälder als
Kohlenstoffspeicher. Dazu könnten zum Beispiel eine
Konkretisierung des Begriffs der „ordnungsgemäßen
Forstwirtschaft“ in § 11 Absatz 1 BWaldG beitragen
und/oder eine Verordnungsermächtigung im BNatSchG.
Ökologische Mindeststandards sollten jedenfalls für
den öffentlichen Wald eingeführt werden, weil dieser
vor allem Gemeinwohlzwecken dient.

– Ziele der nationalen Strategie zur biologischen Viel-
falt umsetzen: Da unsicher ist, wie reaktionsfähig
Waldökosysteme auf den Klimawandel sind, sollte die
Resilienz von Wäldern gestärkt werden. Für eine ge-
lungene Umsetzung einer dauerhaft umweltgerechten
Waldbewirtschaftung sollten die Ziele der nationalen
Biodiversitätsstrategie für den Lebensraum Wald in
entsprechenden raumkonkreten Strategien der Land-
schaftsprogramme der Länder verankert werden. Die
Ziele dieser Biodiversitätsstrategien der Länder sollten
die Basis für forstliche Planungen und Anpassungs-
maßnahmen auch, aber nicht nur, in Schutzgebieten
sein. Eine besondere Vorbildwirkung kommt dem öf-
fentlichen Wald zu. Hier ist die Umsetzung der Ziele
der nationalen Biodiversitätsstrategie grundlegend.
Der forstlichen Rahmenplanung im Staatswald sollte
möglichst ein öffentlicher Diskurs vorgeschaltet wer-
den.

– Monitoring in Natura 2000-Gebieten qualifizieren:
Eine Überwachung des Erhaltungszustands der Arten
und Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Inte-
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resse sollte unter Federführung des BMU bzw. der
Naturschutzbehörden der Länder durch ein länder-
übergreifendes Monitoringsystem für Natura 2000-
Gebiete erfolgen. Die ökologische Flächenstichprobe
sollte bundesweit ausgebaut werden, um als Grund-
lage für Berichtspflichten, aber auch allgemein zur Er-
reichung der Ziele der Biodiversitätsstrategie im Wald
zu dienen.

– 10 % Flächenanteil „mit natürlicher Waldentwick-
lung“ in Wäldern der öffentlichen Hand ausweisen:
Die Ausweisung solcher Flächen unterstützt den
Schutz der biologischen Vielfalt und sollte an geeigne-
ten Standorten – vorrangig in Buchenwäldern – bis
2020 umgesetzt werden. Damit wird der Vorbildwir-
kung des Staates Rechnung getragen.

– Wildnisflächen rechtlich absichern: Die Einrichtung
von großflächigen Wildnisgebieten, in denen Entwick-
lungsprozesse ungestört ablaufen können, sollte insbe-
sondere auf geeigneten Waldflächen der öffentlichen
Hand bis 2020 umgesetzt werden und Natura 2000-
Flächen bevorzugen. Wildnisgebiete können auch eine
wichtige ökonomische Bedeutung insbesondere für
den Tourismus haben. Diese ist weiterzuentwickeln.

– Honorierung öffentlicher Leistungen: die Inwertset-
zung der ökosystemaren Funktionen des Waldes sollte
verbessert werden, indem Anreize zu ihrer Erhaltung
geschaffen werden.

– Wald-Wild-Konflikt lösen: Künstliche Manipulationen
der Wildtierpopulation sollten verboten werden und
eine Umorientierung zu einem modernen Wildtierma-
nagement erfolgen. Die Vermeidung von Wildschäden
sollte prioritär gegenüber (monetären) Ersatzmaßnah-
men sein. Ökologische Schäden sollten in die Scha-
densermittlung mit einbezogen werden. Daneben sind
die gesetzlichen Grundlagen für eine Verbesserung der
Situation größtenteils bereits vorhanden und nur in
wenigen, aber entscheidenden Punkten ergänzungsbe-
dürftig. Neben einem verbesserten Vollzug bestehen-
der Gesetze ist eine Anpassung der Jagdpraxis an die
ökologischen Verhältnisse und den Waldzustand nötig. 

– Klimaschutz stärken: Zur Abmilderung des Klima-
wandels in den kommenden Jahrzehnten sollte der
Aufbau weiterer Kohlenstoffvorräte im Wald durch
ein höheres Bestandsalter angestrebt werden. Ein ho-
hes Alter des Waldes ist gleichzeitig die Grundlage für
das Vorkommen vieler gefährdeter Waldarten. Klima-
schutzstrategien sollten darüber hinaus die Steigerung
der Resistenz und Resilienz der Wälder gegenüber
Wetterextremen durch Wahl heimischer Baumarten
und Herkünfte zum Ziel haben.

– Durch eine schonende Nutzung von Biomasse aus Wäl-
dern können Emissionen von Kohlenstoff eingespart
werden. Treibhausgas-Bilanzierungen der forstlichen
Nutzung müssen den auf Waldflächen gespeicherten
Kohlenstoff und dessen Änderungen vollständig be-
rücksichtigen. Dies umfasst neben der lebenden Bio-
masse auch das Totholz, die Streuauflage und den Hu-
mus. Folglich müssen die „time-lag“-Phasen (die Zeit,

die nötig ist, um den Kohlestoffvorrat pro Fläche zum
Zeitpunkt der Ernte wiederherzustellen) berücksichtigt
werden. Durch Holznutzung erzielbare Einsparungen
fossilen Kohlenstoffs müssen stets den Verlusten an
biogen gebundenem Kohlenstoff in Waldökosystemen
im Falle der Nicht-Nutzung gegenübergestellt werden.

– Ressourcenschonende Nutzung: Im Sinne einer nach-
haltigen Holznutzung und um Speicher- und Substitu-
tionseffekte zu ermöglichen, sollte der Nutzungsdruck
auf den Wald verringert werden. Daher wird die Mobi-
lisierung vorhandener nachhaltig nutzbarer Potenziale
zur energetischen Nutzung, die bisher nicht oder nur
unzureichend erschlossen sind, wie Landschaftspfle-
geholz und Resthölzer, oder der Anbau in KUP zu-
künftig eine wichtige Rolle spielen. Dabei müssen,
wie auch im Biomasseaktionsplan der Bundesregie-
rung ausgeführt, die Anforderungen von Natur- und
Bodenschutz berücksichtigt werden. Importe von
holzartiger Biomasse zur Energiegewinnung sollten
nur mit verpflichtenden Nachhaltigkeitsanforderungen
zugelassen werden. Dies erfordert ein Monitoring des
Holzhandels-Sicherungs-Gesetzes in den Herkunfts-
ländern durch unabhängige Institutionen.

– Holzvorrat durch Nutzungsgrenzen sichern: Für die
Nutzung des Waldes sollte eine bundesweite Mindest-
grenze für die Zielvorräte festgelegt werden. Dabei
sollte der Holzvorrat aus Vorsorgegründen mindestens
die Hälfte des natürlichen, also 350 m3/ha, betragen.

– Hochwertige Zertifizierung stärken: Der Druck zur
Zertifizierung der Holzproduktion durch ein an-
spruchsvolles System wie FSC auf 80 % der Fläche
sollte verstärkt werden. Eine Zertifizierung muss au-
ßerdem die Grundlage für die Nutzung von Holz zur
Energiegewinnung darstellen.

– Institutionelle Reform der ministeriellen Zusammenar-
beit zur Waldpolitik: Der SRU schlägt vor, die bishe-
rige Unterabteilung Forstwirtschaft im BMELV in das
BMU zu integrieren. Damit würde die Kohärenz von
nationaler und internationaler Politik sowie die Effi-
zienz durch Bündelung in einem Ministerium gestärkt
werden.
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